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Die vorliegende Broschüre stellt für Sie als Ge-
schäftsführung oder Personalleitung eine praktische 
Anleitung dar, sich mit dem betrieblichen Eingliede-
rungsmanagement (BEM) auseinanderzusetzen und 
hilft Ihnen dabei, Potenziale — wie eine gesundheits-
förderliche Arbeitsgestaltung — für Ihr Unternehmen 
zu erkennen. Wir zeigen auf, wie Sie BEM in Ihrem 
Unternehmen konkret umsetzen können. Dafür 
finden Sie in dieser Broschüre praktische Handlungs-
empfehlungen, ein Vorgehensmodell sowie verschie-
dene Arbeitshilfen, die sich an Ihre Rahmenbedin-
gungen anpassen lassen. Die Praxisbeispiele liefern 
Ihnen zusätzlich Impulse für Ihr Unternehmen.

Der Gesetzgeber nennt zur Ausgestaltung eines 
betrieblichen Eingliederungsmanagements nur 
wenige konkrete Anforderungen. So stehen Unter-
nehmen vor der Herausforderung, diesen Freiraum 
rechtskonform und mit meist begrenzten Ressourcen 
bestmöglich auszugestalten, sodass sich positive 
Effekte ergeben. Hierzu gibt es keine kopierfähige 
Musterlösung, wie Sie BEM in Ihrem Unternehmen 
implementieren können, gleichwohl bestehen 
Handlungsempfehlungen, die wir für Sie zusammen-
getragen haben. 

In Ergänzung empfehlen wir Ihnen die aktualisierte 
Broschüre »Betriebliches Eingliederungsmanage-
ment — Leitfaden« von Gesamtmetall, der insbeson-
dere auf rechtliche und juristische Aspekte bei der 
Umsetzung eingeht. Der Leitfaden richtet sich 
speziell an die Mitgliedsunternehmen der Arbeit
geberverbände der Metall- und Elektroindustrie.

Prof. Dr.-Ing. Sascha Stowasser
Direktor des Instituts für angewandte Arbeitswissenschaft e. V.

Vorwort 

Wir gestalten die Arbeitswelt der Zukunft –  
kompetent und praxisnah.



6 7ifaa | Betriebliches Eingliederungsmanagement in kleinen und mittleren Unternehmen ifaa | Betriebliches Eingliederungsmanagement in kleinen und mittleren Unternehmen 

Betriebliches Eingliederungsmanagement (BEM) 
beschreibt einen Prozess, der erkrankten Beschäftig-
ten nach Ausfallzeiten von mehr als sechs Wochen 
bzw. 42 Tagen eine Rückkehr an den Arbeitsplatz 
ermöglichen soll. Unternehmen sind verpflichtet  
(§ 167 Abs. 2 Satz 1 Sozialgesetzbuch, Neuntes Buch 
[SGB IX)), ihren Beschäftigten dieses Angebot zu 
unterbreiten. Dabei sind Unternehmen allerdings  
auf die Einwilligung der Betroffenen zur Mitarbeit 
angewiesen. 

Die Relevanz von BEM für Unternehmen und 
Beschäftigte wird zukünftig zunehmen, da Beleg-
schaften bedingt durch den demografischen Wandel 
älter sind und später in die Rente eintreten. Ältere 
weisen durchschnittlich weniger Arbeitsunfähig-
keitsfälle als jüngere Beschäftigte auf, allerdings 
weisen die Fälle im Durchschnitt deutlich mehr 
Krankheitstage auf. Hier kann BEM ein hilfreiches 
Instrument sein, um Beschäftigte nach längeren 
Fehlzeiten wieder an ihren Arbeitsplatz einzugliedern 
und einer erneuten Arbeitsunfähigkeit vorzubeugen. 

Der Gesetzgeber verfolgt mit dem betrieblichen 
Eingliederungsmanagement sowohl präventive als 
auch rehabilitative Ziele (Holtstraeter 2013). So soll 
das Entstehen von chronischen (dauerhaften) 
Erkrankungen vermieden und die Arbeitsfähigkeit 
nach längerer Krankheit wiederhergestellt werden,  
z. B. durch das Umgestalten eines Arbeitsplatzes, der 
Beschäftigten ein möglichst beschwerdefreies 
Arbeiten ermöglicht. Damit durch BEM präventive 
und rehabilitative Ziele erreicht werden können, ist 
es wichtig zu berücksichtigen, dass die freiwillige 
Teilnahme des Beschäftigten ein wesentliches 
Merkmal von BEM ist. 

BEM hat in manchen Unternehmen ein Image-
problem, da es oft mit Krankenrückkehrgesprächen 
in Verbindung gebracht wird, die von Beschäftigten 
teilweise als Disziplinierung oder »Sonderbehandlung 

von vermeintlichen Blaumachern« empfunden 
werden. Aus diesem Grund sollten Unternehmen die 
Beschäftigten sehr deutlich über die Ziele und den 
Ablauf von BEM informieren (Arbeitshilfe 1: Infor-
mationsflyer zum betrieblichen Eingliederungs
management, s. Seite 37) und Werbung im Unter-
nehmen machen, um ein positives Image und den 
Nutzen von BEM zu verstärken. Vertrauen der 
Beschäftigten in das Unternehmen ist Voraussetzung 
für ein erfolgreiches BEM, denn nur so können 
gemeinsam hilfreiche Lösungen erarbeitet werden. 

Schwerpunkt dieses Leitfadens sind Möglichkei-
ten zur Umsetzung eines BEM und Chancen, die sich 
daraus für Unternehmen und Beschäftigte ergeben 
können. Die juristischen Rahmenbedingungen 
werden skizziert, bilden allerdings keinen Schwer-
punkt. Bei juristischen Fragestellungen im Rahmen 
von BEM sind zum Beispiel die Juristen der Arbeit-
geberverbände geeignete Ansprechpartner. Zur 
Unterstützung bei der Umsetzung von BEM befin-
den sich ab Seite 36 dieses Leitfadens verschiedene 
Arbeitshilfen. 

Es gibt keine allgemeingültige Vorgehensweise, 
die für alle Unternehmen pauschal Erfolg 
versprechend sein kann, dennoch bestehen 
einige geeignete Handlungsempfehlungen,  
die eine praxisgerechte Umsetzung erleichtern.  
So ist BEM eine (Personal-)Managementauf
gabe und sollte aus diesem Grund nach dem 
Top-down-Prinzip initiiert werden. 

Einführung »Die Relevanz von 
betrieblichem Einglie-
derungsmanagement 
wird zunehmen.« 
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Nutzen für Unternehmen 
Nachdem die Pflicht zur Durchführung eines be-
trieblichen Eingliederungsmanagements 2004 in 
Kraft trat, bestand teilweise auf Unternehmensseite 
anfängliche Skepsis und Angst vor bürokratischem 
und personellem Mehraufwand. Heute haben viele 
Unternehmen den Nutzen erkannt. Dieser kann 
bestehen in: 

■■ einer Verringerung von Fehlzeiten und damit 
entstehenden Folgekosten; 

■■ einer Rehabilitation erkrankter Beschäftigter 
(Chronifizierungen eines Krankheitsbildes kann 
ggf. vorgebeugt werden. So stehen diese Beschäf-
tigten mit ihrem Wissen und Erfahrungen dem 
Unternehmen länger zur Verfügung); 

■■ einem verbesserten Betriebsklima und Image als 
Arbeitgeber (was mit Blick auf die Rekrutierung 
von Fachkräften nicht zu unterschätzen ist);

■■ einer stärkeren Identifikation der Beschäftigten 
mit dem Unternehmen (wenn diese durch vormals 
erkrankte Kollegen mitbekommen, dass ein BEM-
Verfahren fair abläuft und gemeinschaftlich 
Vorschläge zur Verbesserung der Gesundheit des 
Betroffenen erarbeitet werden); 

■■ Erkenntnissen aus dem BEM, die in die zukünftige 
Arbeitsgestaltung und/oder -organisation ein
fließen können, und

■■ dem Sichern von Wissen: Ältere Beschäftigte 
stehen mit ihrem Wissen und Erfahrungen dem 
Unternehmen länger zur Verfügung.

Nutzen für Beschäftigte
Wenn Beschäftigte darauf vertrauen, dass gemein-
sam mit dem Unternehmen ein Weg erarbeitet wird, 
ihre Arbeitsunfähigkeit zu überwinden, kann für die 
Beschäftigten folgender Nutzen aus einem BEM 
resultieren: 

■■ BEM kann dazu beitragen, einer möglicherweise 
drohenden Chronifizierung einer Erkrankung 
vorzubeugen.

■■ Arbeitsunfähigkeitszeiten können reduziert 
werden. 

■■ Erneuter Arbeitsunfähigkeit kann vorgebeugt 
werden, wenn die ggf. betrieblichen Ursachen für 
die Erkrankung herausgefunden werden. 

■■ Von Maßnahmen im BEM, z. B. der Umgestaltung 
eines Arbeitsplatzes durch Optimierung der 
Belastungsfaktoren, profitieren Kollegen ebenfalls. 

■■ Ungünstige Belastungskonstellationen am  
Arbeitsplatz können frühzeitig erkannt und 
dauerhaft vermieden werden.

■■ BEM trägt zum langfristigen Erhalt der Arbeits
fähigkeit der Beschäftigten bei. 

Nutzen für Unternehmen  
und Beschäftigte

»Erkenntnisse aus dem  
betrieblichen Eingliederungs-
management können in  
die Arbeitsgestaltung oder 
-organisation einfließen.«
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Das betriebliche Eingliederungsmanagement ist von 
der betrieblichen stufenweisen Wiedereingliederung,  
auch Hamburger Modell genannt, abzugrenzen  
(s. Tabelle 1, Stichert 2010):

■■ Bei der stufenweisen Wiedereingliederung wird  
der Versicherte nach einer langen und schweren 
Erkrankung mithilfe eines ärztlich überwachten 
Plans schrittweise wieder an seine bisherige 
Arbeitsbelastung in einem Zeitraum von 6 Wochen 
bis zu 6 Monaten herangeführt. Während dieser 
Phase ist der Beschäftigte arbeitsunfähig  
geschrieben und bezieht bis zur vollen Einsatz
fähigkeit Krankengeld. 

■■ Eine stufenweise Wiedereingliederung kann im 
Rahmen von BEM durchgeführt werden. Schwer-
behinderte Beschäftigte haben nach § 44 SGB IX 
einen gesetzlichen Rechtsanspruch auf stufen
weise Wiedereingliederung (vgl. BAG vom 
13.06.2006 — 9 AZR 229/05). Andere Beschäftigte 
haben zwar keinen gesetzlichen Anspruch, es 
drohen bei Ablehnung jedoch ggf. Schadenersatz-
ansprüche.

Abgrenzung zur betrieblichen  
stufenweisen Wiedereingliederung

»Eine stufenweise  
Wiedereingliederung  
kann Teil eines BEM- 
Verfahrens sein.«

Stufenweise Wiedereingliederung Betriebliches Eingliederungsmanagement 

■■ Ziel ist Rehabilitation

■■ Beschäftigter ist arbeitsunfähig geschrieben

■■ Arzt stellt den Eingliederungsplan zusammen

■■ findet am bisherigen Arbeitsplatz statt

■■ beginnt mit einer geringeren Arbeitszeit,  
die stufenweise ansteigt 

■■ der Betriebsrat hat kein Mitbestimmungsrecht 

■■ Ziele sind Prävention, Rehabilitation und Integration

■■ Beschäftigter ist in der Regel nicht arbeitsunfähig geschrieben

■■ Arbeitgeber ist gesetzlich verpflichtet, ein BEM anzubieten 

■■ BEM-Verantwortlicher stellt den Maßnahmenplan zusammen 

■■ kann am bisherigem/angepassten oder auch an einem  
neuen Arbeitsplatz stattfinden 

■■ stufenweise Wiedereingliederung kann/muss Bestandteil  
von BEM sein

Tab. 1: Vergleich stufenweise Wiedereingliederung und betriebliches Eingliederungsmanagement 
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Laut § 167 Abs. 2 SGB IX müssen Arbeitgeber 
Beschäftigten, die im vorausgegangenen Jahr 
mindestens sechs Wochen — also 42 Tage — zusam-
menhängend oder unterbrochen arbeitsunfähig 
waren, ein betriebliches Eingliederungsmanagement 
anbieten (BMJV o. J.). 

Zur Arbeitsunfähigkeit zählen Tage der Arbeitsun-
fähigkeit mit sowie ohne Attest/Arbeitsunfähigkeits-
bescheinigung und Abwesenheiten durch Rehabili
tationsmaßnahmen/Kuren soweit Arbeitsunfähigkeit 
vorliegt (Stück 2013). Die Jahresfrist bezieht sich 
nicht auf ein Kalenderjahr sondern auf die von heute 
aus betrachtet zurückliegenden 365 Tage. 

Ob der Beschäftigte aufgrund einer oder mehre-
rer Diagnosen arbeitsunfähig geschrieben war, ist 
nicht relevant für die Eröffnung eines BEM-Verfah-
rens — und ohnehin meist nicht bekannt. Im Verlauf 
eines BEM-Verfahrens sollten die Gründe für krank-
heitsbedingte Fehlzeiten berücksichtigt werden,  
z. B. im Rahmen eines Erstgesprächs. Gezielte Fragen 
nach Diagnosen sind allerdings nicht erlaubt. 
Stattdessen sollte die Frage an den Beschäftigten 
formuliert werden, ob Einschränkungen beim 
Ausführen von Tätigkeiten bestehen.

Das Angebot zu einem Eingliederungsverfahren 
muss vom Arbeitgeber ausgehen. Die Einwilligung des 
Beschäftigten zum Verfahren ist freiwillig und kann 
auch im laufenden Prozess zurückgezogen werden. 

Lehnt ein Beschäftigter das Angebot zu einem 
BEM ab, gilt diese Ablehnung nicht dauerhaft, 
sondern nur so lang, bis in einem erneuten 
Zeitraum von maximal 365 Tagen eine Arbeits-
unfähigkeit von im § 84 [§167] Abs. 2 SGB IX 
genannten Umfang angesammelt wurde  
(LAG Schleswig-Holstein vom 03.06.2015,  
Az.: 6 Sa 396/14).

Grundsätzlich besteht keine Verpflichtung, den 
Rechtsbeistand des Arbeitnehmers zum BEM hinzu-
zuziehen (LAG Rheinland-Pfalz vom 18.12.2014 — 5 
Sa 518/14). Es besteht keine vergleichbare Situation 
zu einer Verdachtskündigung, da das BEM, anders als 
eine Verdachtskündigung, grundsätzlich auf die 
Fortführung eines Arbeitsverhältnisses aus ist. 

Unternehmen sind unabhängig von der Anzahl 
der Beschäftigten oder der Betriebszugehörigkeit 
eines Erkrankten zum Anbieten eines BEM verpflich-
tet (Stück 2013). Zur konkreten Ausgestaltung eines 
BEM-Verfahrens macht der Gesetzgeber nach SGB IX 
keine Angaben. Es soll in jedem Verfahren eine 
individuelle Lösung für den Beschäftigten erarbeitet 
werden. 

Folgende Mindestvoraussetzungen wurden vom 
Bundesarbeitsgericht (BAG) herausgearbeitet  
(vgl. BAG, Urt. vom 10.12.2009 — 2 AZR 400/08 —, 
Borchard 2011):

Gesprächsprozess zwischen Arbeitgeber  
und Beschäftigtem 

■■ Einbezug weiterer Beteiligter, wenn Beschäftigter 
zustimmt: Betriebsrat, Betriebs-/Werksarzt, 
Fachkraft für Arbeitssicherheit) und Ämter  
(z. B. Agentur für Arbeit, Rentenversicherung, 
Krankenversicherung, Integrationsamt)

■■ Prüfung auf Umsetzbarkeit der »vernünftigerweise 
in Betracht zu ziehenden Anpassungs- und  
Änderungsmöglichkeiten« 

■■ sachliche Erörterung der von den Teilnehmern  
ins Verfahren eingebrachten Vorschläge

■■ In Ergänzung kann der betroffene Beschäftigte 
zusätzlich eine Vertrauensperson eigener Wahl 
hinzuziehen.

Rechtlicher Rahmen»Betriebliches Eingliede-
rungsmanagement gilt 
für alle Beschäftigten.« 
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BEM gilt für alle Beschäftigten
Der § 167 Absatz 2 SGB IX bezieht sich auf alle 
Beschäftigten, nicht nur auf schwerbehinderte und 
gleichgestellte behinderte Beschäftigte. Das Gesetz 
umfasst ebenfalls Teilzeitbeschäftigte und Auszu
bildende.  

Konsequenzen eines fehlenden BEM  
für Arbeitgeber
Bietet ein Arbeitgeber seinen Beschäftigten kein bzw. 
kein ordnungsgemäßes betriebliches Eingliederungs-
management an und es kommt zu einer krankheits-
bedingten Kündigung, ist diese in der Regel unver-
hältnismäßig und somit unwirksam (Stück 2013). 
Ferner kann ein fehlendes oder fehlerhaftes BEM 
auch Auswirkungen haben auf z. B. Versetzung, 
Kündigung, Schadensersatz, Beendigungsklausel zur 
Erwerbsminderungsrente.

BEM und Mitbestimmung 
Der Betriebsrat hat zunächst Mitwirkungsrechte im 
Rahmen des betrieblichen Eingliederungsmanage-
ments. So hat er einen Anspruch darauf

■■ zu erfahren, welche Beschäftigten die Voraus
setzungen für die Durchführung eines BEM 
erfüllen und

■■ eine Kopie des Einladungsschreibens an den 
konkreten Beschäftigten zu erhalten.

Der Betriebsrat hat keinen Anspruch,

■■ eine Kopie des Antwortschreibens zu erhalten, das 
besagt, ob der Beschäftigte am BEM teilnehmen 
möchte oder nicht. Diese Information steht dem 
Betriebsrat und der Schwerbehindertenvertretung 
nur zu, wenn der Beschäftigte dem Einbezug des 
Betriebsrats bzw. der Schwerbehindertenvertre-
tung im Antwortschreiben zugestimmt hat. 

Entscheidet der Arbeitgeber im jeweiligen konkreten 
Einzelfall darüber, ob ein BEM durchgeführt wird, 
besteht nach § 87 Absatz 1 Nummer 1 BetrVG kein 
Mitbestimmungsrecht. Führt der Arbeitgeber hinge-
gen für alle Beschäftigten ein standardisiertes 
Verfahren zum BEM ein, so hat das Bundesarbeits
gericht (BAG vom 22.03.2016 — 1 ABR 14/14) 
festgestellt, kann der Betriebsrat ein Mitbestim-
mungsrecht haben (Gesamtmetall 2022) nach

■■ § 87 Abs. 1 Nr. 1 BetrVG (allgemeine Verfahrens-
fragen),

■■ § 87 Abs. 1 Nr. 6 BetrVG (Nutzung und Ver
arbeitung von Gesundheitsdaten) sowie

■■ § 87 Abs. 1 Nr. 7 BetrVG (Ausgestaltung des 
Gesundheitsschutzes).

Bei der Ausgestaltung des BEM ist jedoch für jede 
einzelne Regelung zu prüfen, ob tatsächlich ein 
Mitbestimmungsrecht besteht (BAG vom 
13.03.2012 — 1 ABR 78/10). 

Datenschutz im BEM 
■■ Werden personenbezogene Daten — wie Krank-
heitsdaten — erhoben, verarbeitet oder genutzt, ist 
der Beschäftigte ausdrücklich auf Art und Umfang 
der Daten hinzuweisen. 

■■ Die Einwilligung des Beschäftigten muss sich auf 
diese Daten beziehen (§ 4a Absatz 3 BDSG) und 
gilt nur für den Zweck des BEM-Verfahrens. 

■■ Für ein BEM-Verfahren erhobene Daten dürfen 
nicht mit der Personalakte zusammengeführt 
werden. Es ist eine gesonderte BEM-Akte für  
jeden BEM-Fall anzulegen, in die nur Beteiligte  
des BEM-Verfahrens Einblick haben. 

■■ Wie ein Unternehmen BEM-Akten aufbewahrt, 
obliegt seiner Personal- und Organisationshoheit. 

■■ In die Personalakte darf lediglich ein Hinweis 
aufgenommen werden, dass ein Beschäftigter  
zum BEM eingeladen wurde, ob er dem Verfahren 
zugestimmt hat und ein Abschlussvermerk (Ar-
beitshilfe 10: Datenblatt zum Abschluss des BEM,  
s. Seite 52). 
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Der Erfolg von betrieblichem Eingliederungsmanage-
ment in Ihrem Unternehmen ist auch abhängig vom 
Vertrauen der Beschäftigten in das Verfahren. Aus 
diesem Grund sollten Sie Beschäftigte ausführlich 
über selbiges informieren. Dabei sollten Sie insbe-
sondere auf Ziele und Datenschutzbedingungen 
hinweisen. 

Informationen zu BEM können Sie auf Be-
triebs-/Belegschaftsversammlungen, durch 
Rundschreiben, Aushänge, Flyer oder im 
Intranet verbreiten. Sind die Beschäftigten 
grundsätzlich über BEM informiert, ist ein 
Beschäftigter weniger überrascht oder verun
sichert, wenn Sie ihn nach sechs Wochen Ar- 
beitsunfähigkeit kontaktieren. Im Erstgespräch 
sollten Sie die Informationen wiederholen und 
dem Beschäftigten Raum für Fragen geben. 

Folgende Hürden können in Zusammenhang mit 
BEM auftreten: 

■■ Die Bedeutung und Chancen von BEM werden 
nicht erkannt. Hier ist es wichtig, dass Sie den 
Nutzen für Beschäftigte und Unternehmen kom-
munizieren (s. Seite 8).

■■ Es gibt eine geringe Akzeptanz oder starke Wider-
stände gegenüber BEM. Auch hier ist Aufklärung 
nötig. Eventuell kann es hilfreich sein, wenn Sie  
im Unternehmen ein positives Beispiel für einen 
BEM-Fall bekannt machen — natürlich mit Zustim-
mung des betreffenden Beschäftigten oder in 
anonymisierter Form.

■■ Die Beschäftigten haben kein Vertrauen zu den 
BEM-Verantwortlichen. Um dem vorzubeugen, 
sollten Sie als BEM-Verantwortliche solche Perso-

nen auswählen, die von der Mehrheit der Beschäf-
tigten akzeptiert und geschätzt werden. Um das 
Vertrauen zu erhöhen, kann es auch hier helfen, 
positive BEM-Fälle bekannt zu machen. 

■■ Es besteht keine verbindliche Regelung zur Auf
gabenverteilung im BEM. Wenn Sie in Ihrem 
Unternehmen eine große Anzahl an Beschäftigten 
haben, die für ein BEM-Verfahren infrage kommt, 
empfiehlt es sich, dass Sie Verantwortliche und 
Zuständigkeiten definieren, um den Ablauf eines 
BEM durch klare Strukturen zu vereinfachen. 

■■ Die Beteiligten im BEM haben überzogene 
Erwartungen. BEM ist ein ergebnisoffenes Verfah-
ren, in dem alle Beteiligten jede Idee, die zur 
Verhinderung einer erneuten Arbeitsunfähigkeit 
beiträgt, diskutieren sollen. Der Beschäftigte hat 
allerdings keinen Anspruch auf die Durchführung 
von ihm favorisierter Maßnahmen. Die Grenze 
bleibt immer die Zumutbarkeit einer Maßnahme 
für den Arbeitgeber sowohl in organisatorischer 
wie auch in finanzieller Hinsicht (bzgl. schwer
behinderter Beschäftigter ist dies ausdrücklich in 
164 Satz 3 SGB IX geregelt). Der Beschäftigte 
muss sich mit eigenen Ideen in das Verfahren 
einbringen. 

■■ Der Gesetzgeber gibt keine konkreten Hinweise zur 
Ausgestaltung eines BEM. Den Mindestanforderun-
gen haben Sie bereits Genüge getan, wenn Sie die 
zu beteiligenden Personen und Stellen unterrich-
ten und bei Zustimmung des Beschäftigten, 
einbeziehen. Alle Vorschläge zur Verhinderung 
einer erneuten Arbeitsunfähigkeit sollen offen 
diskutiert werden. Dies muss nicht einmal unter 
der Überschrift BEM passieren. Ab Seite 20 wird 
eine praktikable Vorgehensweise beschrieben, die 
Sie auf Ihr Unternehmen übertragen können.

Hinweise zur Durchführung»Vertrauen und  
Akzeptanz sind  
die Grundlage.« 
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Beteiligte»Externe Partner können 
ein BEM-Verfahren  
unterstützen.«

An einem BEM-Verfahren sind verschiedene Parteien 
beteiligt:

■■ Arbeitgeber, vertreten zum Beispiel durch die 
Personalabteilung, einen BEM-Beauftragten oder 
eine Führungskraft 

■■ Betriebsrat, sofern vorhanden, und der betroffene 
Beschäftigte der Anwesenheit des Betriebsrats 
zustimmt 

■■ Schwerbehindertenvertretung bei Schwerbe
hinderten oder gleichgestellten Beschäftigten, 
sofern vorhanden, und sofern der betroffene 
Beschäftigte der Anwesenheit der Schwerbehin-
dertertenvertretung zustimmt

■■ weitere Teilnehmer, wie die Sicherheitsfachkraft und/
oder der Betriebsarzt als innerbetriebliche Partner 
möglich, sofern der Beschäftigte zustimmt

■■ Beschäftigte können zusätzlich eine Vertrauens-
person eigener Wahl hinzuziehen. 

Diese Akteure können ein sogenanntes BEM-Team 
bilden. Stimmt der betroffene Beschäftigte dem 
BEM-Verfahren und der Zusammensetzung der 
Akteure zu, wird er Teil des Teams für die Dauer seines 
Verfahrens. Je nach Bedarf können Sie zusätzlich 
Sozialversicherungsträger wie Krankenkassen oder die 
Deutsche Rentenversicherung, eine Therapieeinrich-
tung oder den Integrationsfachdienst hinzuziehen, 
um das Integrationsteam zu unterstützen (Michaelis 
2013). Eine Übersicht über die zu beteiligenden und 
weitere Partner finden Sie in Tab. 2. 

Beteiligte Personen Aufgaben/Rollen
Arbeitgeber ■■ zum Beispiel vertreten durch die Personalabteilung oder  

eine Führungskraft
■■ prüft, ob im Einzelfall Voraussetzungen für BEM gegeben sind 
(§ 167 Absatz 2 SGB IX)
■■ initiiert BEM 
■■ bleibt (letzt-)verantwortlich, auch wenn er innerbetrieblich 
Personen mit der Durchführung von BEM beauftragt

Beschäftigter ■■ Prinzip der Freiwilligkeit zur Teilnahme am BEM
■■ bei Einwilligung: aktive Mitwirkung gefordert 

Vertrauensperson des Beschäftigten Unterstützung des Beschäftigten

Betriebsrat, Schwerbehindertenvertretung,  
Gleichstellungsbeauftragte  
(bei Schwerbehinderten oder gleichgestellten Beschäftigten)

■■ Beschäftigter stimmt Beteiligung zu
■■ unterstützen den Prozess 
■■ bringen eigene Vorschläge ein 
■■ fördern das Verfahren durch Unterstützung des einzelnen 
Beschäftigten im Rahmen ihrer Aufgabenstellung nach  
dem Schwerbehinderten- bzw. Betriebsverfassungsrecht
■■ kann Teilaufgaben des BEM-Prozesses im Einvernehmen  
mit dem Arbeitgeber übernehmen

weitere innerbetriebliche Partner  
(direkter Vorgesetzter, Sicherheitsfachkraft, Betriebsarzt)

■■ unterstützen den Prozess 
■■ bringen eigene Vorschläge ein 
■■ können Teilaufgaben des BEM-Prozesses im Einvernehmen  
mit dem Arbeitgeber und dem Beschäftigten übernehmen

Tab. 2: Beteiligte und Aufgaben im BEM-Verfahren 
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Nachfolgend wird ein mögliches Vorgehensmodell 
eines betrieblichen Eingliederungsmanagements 
beschrieben, das Sie auf Ihr Unternehmen und den 
BEM-Einzelfall anpassen können.

Zu den einzelnen Schritten finden Sie verschiedene 
Arbeitshilfen (ab Seite 36). Die Arbeitshilfen können 
Sie auch einzeln unter www.arbeitswissenschaft.net 
downloaden. 

Vorgehensmodell»Schritt für Schritt durch 
das betriebliche Einglie-
derungsmanagement.«

Schritt 1 Installation eines Frühwarnsystems

Einladung an den BeschäftigtenSchritt 2

Schritt 3

Schritt 4

Schritt 5

Schritt 6

Schritt 7

Arbeits-
hilfen
1–3

Arbeits-
hilfen
4–6

Arbeits-
hilfen
7–9

Arbeits-
hilfe

9

Arbeits-
hilfe

9

Arbeits-
hilfe
10

Beschäftigter sagt zu: Terminvereinbarung

Erstgespräch

Beschäftigter lehnt
Gespräch ab

BEM wird
nicht durchgeführt

BEM wird beendet

Beschäftigter lehnt 
BEM ab oder BEM 

nicht nötig 

Zustimmung zur 
Teilnahme am BEM: 
Terminvereinbarung

Fallgespräch: Analyse der Fehlzeiten 
und Diskussion geeigneter Maßnahmen 

Durchführung der Maßnahmen

Bewertung der Maßnahmen und eventuell Anpassung/Erweiterung

Abschluss des BEM: Eingliederung erfolgreich oder Eingliederung gescheitert

Unternehmen hat keine 
Möglichkeit, Maßnahmen anzubieten

Abb. 1: Vorgehensmodell eines BEM-Verfahrens (Hinweis: meldet der Beschäftigte sich nicht zurück, oder wünscht einen 
späteren Zeitpunkt für das BEM, ist es sinnvoll, ihn nochmals anzuschreiben oder anderweitig zu kontaktieren)

https://www.arbeitswissenschaft.net/
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Ablehnung in der Personalakte. Weisen Sie den 
Beschäftigten auf den Eintrag hin. Der Beschäftigte 
kann dem Ablehnungsvermerk in der Personalakte 
eine Begründung hinzufügen (§ 83 Abs. 2 BetrVG). Es 
kann hilfreich sein, dass Sie den Beschäftigten in 
einem persönlichen Gespräch nach den Gründen für 
seine Ablehnung fragen und versuchen, ihn von den 
Vorteilen eines BEM in seinem Fall zu überzeugen. 

Arbeitshilfe 4 (s. Seite 43) dient Ihnen als Check-
liste zur Vorbereitung auf das Erstgespräch.

Wird im Erstgespräch bereits deutlich, dass die 
Ursache für die Arbeitsunfähigkeit eine einma-
lige Erkrankung ohne Dauerfolgen ist, z. B. eine 
Verletzung bei einem Sportunfall, kann das 
BEM an diesem Zeitpunkt beendet werden. 

Arbeitshilfen
Arbeitshilfe 4 
Checkliste für den Arbeitgeber(-vertreter) zur 
Vorbereitung auf das Erstgespräch, s. Seite 43
Arbeitshilfe 5 
Leitfaden für den Arbeitgeber(-vertreter) zur  
Vorbereitung auf das Erstgespräch, s. Seite 44
Arbeitshilfe 6:  
Datenschutzrechtliche Einwilligungserklärung,  
s. Seite 45

Schritt 4: Fallgespräch – Eröffnung  
des BEM-Verfahrens bei Zustimmung  
des Beschäftigten
Nachdem der Beschäftigte dem BEM zugestimmt 
hat, laden Sie ihn zum Fallgespräch ein. Mit der 
Einladung können Sie dem Beschäftigten eine 
Checkliste zur Vorbereitung auf das Fallgespräch 
überreichen, damit das Gespräch möglichst lösungs-
orientiert verläuft (Arbeitshilfe 7, s. Seite 47). 

Im Rahmen des Fallgesprächs soll die Situation 
des Beschäftigten, hinsichtlich der Herstellung 
seiner Arbeitsfähigkeit und Vorbeugung einer 
erneuten Arbeitsunfähigkeit, besprochen werden 
(Arbeitshilfe 8, s. Seite 49). Gemeinsam mit allen 
Beteiligten soll das Zustandekommen der Arbeitsun-
fähigkeit analysiert und erarbeitet werden, wie die 
Arbeitsfähigkeit des Beschäftigten wiederhergestellt 
bzw. erhalten werden kann. 

Weisen Sie den betroffenen Beschäftigten darauf 
hin, dass er gefordert ist, sich hier aktiv mit Maß-
nahmenvorschlägen einzubringen. Der Beschäftigte 
muss im Rahmen von BEM keine Diagnose, die zur 
Arbeitsunfähigkeit führte, nennen. Gegebenenfalls 
kann es aber sinnvoll sein, dass der Beschäftigte den 

Betriebsarzt über die Diagnose informiert, sodass 
dieser — unter Entbindung von der ärztlichen 
Schweigepflicht durch den betroffenen Beschäftig-
ten — alle am BEM Beteiligten über Auswirkungen 
einer Erkrankung informiert. 

Teilnehmer am Fallgespräch sind neben Arbeitge-
ber (-vertreter) und dem Beschäftigten und ggf. 
einer Vertrauensperson, eventuell der Betriebsrat, die 
Schwerbehindertenvertretung, der Betriebsarzt und 
weitere externe Partner. Gegebenenfalls kann es 
sinnvoll sein, externe Partner zum Fallgespräch 
hinzuzuziehen, die Ihnen weitere Möglichkeiten für 
Maßnahmen aufzeigen können. Externe Partner kön-
nen Vertreter von einem Integrationsamt, Reha-
Träger, Krankenkassen, Rentenversicherungsträgern, 
Berufsgenossenschaften, der Agentur für Arbeit, 
einem ärztlichen Dienst oder Integrationsfachdiens-
ten sein.

Das Ergebnis des Fallgesprächs sollte ein Plan 
sein, in dem Sie die festgelegten Maßnahmen inkl. 
der angestrebten Ziele und Verantwortlichkeiten 
dokumentieren. Dieser Maßnahmenplan sollte von 
allen am BEM beteiligten Personen getragen werden 
(Arbeitshilfe 9, s. Seite 50). 

Ein weiteres mögliches Ergebnis, das zu einer 
vorzeitigen Beendigung des BEM-Verfahrens führen 
würde, ist, wenn deutlich wird, dass aus gesundheit-
lichen Gründen ein BEM nicht zu einer Beschäfti-
gungsmöglichkeit des Beschäftigten führen würde. 

Maßnahmen oder weitere Gespräche würden sich 
bei einer solchen negativen Prognose erübrigen.  
Eine negative Prognose liegt vor, wenn es dem 
Beschäftigten gesundheitsbedingt dauerhaft nicht 
möglich ist, die vertraglich geschuldete Arbeitsleis-
tung zu erbringen oder er keine ungefähre Angabe 
machen kann, wie lange seine bereits länger andau-
ernde krankheitsbedingte Arbeitsunfähigkeit noch 
andauern wird.

Das Gespräch wird protokolliert, von allen 
Beteiligten unterzeichnet und eine Kopie an den 
Beschäftigten, ggf. Betriebsrat und die Schwerbe
hindertenvertretung gegeben. 

Mögliche Anknüpfungspunkte für Maßnahmen 
sind Arbeitsplatzgestaltung, Arbeitsorgani
sation, Versetzung des Beschäftigten auf einen 
anderen Arbeitsplatz, stufenweise Wiederein-
gliederung (§ 74 SGB V und § 44 SGB IX), 
medizinische und berufliche Rehabilitation  
oder Qualifizierungsmaßnahmen. Prüfen Sie 
alle gemachten Vorschläge ergebnisoffen auf 
ihre Umsetzbarkeit. 

Schritt 1: Installation eines  
Frühwarnsystems
Überprüfen Sie in regelmäßigen Abständen, bspw. 
quartalsweise, ob es Beschäftigte gibt, die eine 
Arbeitsunfähigkeit von sechs Wochen bzw. 42 Tagen 
in den vorausgegangenen 12 Monaten aufweisen. 
Existiert im Unternehmen ein Personalinformations-
system, kann diese Information leicht abgerufen 
werden. Gegebenenfalls können Sie eine automa
tische Benachrichtigung einstellen, die Sie erhalten, 
sobald ein Beschäftigter eine bestimmte Anzahl an 
Arbeitsunfähigkeitstagen erreicht hat. 

Schritt 2: Einladung an den  
Beschäftigten
Wenn ein Beschäftigter sechs Wochen bzw. 42 Tage 
in den vergangenen 12 Monaten arbeitsunfähig war, 
müssen Sie als Arbeitgeber aktiv werden. Es besteht 
aber auch die Möglichkeit, dass Sie Beschäftigte 
bereits früher zu einem BEM einladen, z. B. nach 35 
oder 40 Tagen, um weiterer Arbeitsunfähigkeit 
vorzubeugen. 

Generell empfiehlt sich eine schriftliche Einladung 
des Beschäftigten zum BEM (Arbeitshilfe 2, s. Seite 40). 
Auch besteht die Möglichkeit, dass Sie ein Antwort-
schreiben mitschicken (Arbeitshilfe 3, s. Seite 42), 
sodass der Beschäftigte seine Entscheidung bezüglich 
der Teilnahme an einem Erstgespräch zum BEM ganz 
einfach äußern kann und dies schriftlich dokumentiert 
ist. Zusätzlich zum Einladungstext kann z. B. ein Flyer 
weitere Informationen über das BEM im Unternehmen 
liefern (Arbeitshilfe 1, s. Seite 37).

Sie können und sollen Beschäftigte zum BEM 
einladen, wenn sie noch arbeitsunfähig geschrieben 
sind. BEM ist kein Krankenrückkehrgespräch und die 
Einladung ist somit nicht an eine gesunde Rückkehr 
des Beschäftigten gebunden. In einigen Fällen kann 
es sogar sinnvoll sein, dass Sie frühzeitig Maßnah-
men planen, z. B. eine Versetzung an einen anderen 
Arbeitsplatz, sodass diese mit der Rückkehr des 
Beschäftigten direkt umgesetzt werden können. 

Sie müssen den betroffenen Beschäftigten auf 
die Möglichkeit der Hinzuziehung einer Vertrauens-
person im Rahmen eines Einladungsschreibens zum 
BEM-Gespräch hinweisen. Fehlt dieser Hinweis, ist 
das Einladungsschreiben unzureichend. Im BEM-
Verfahren ist die hinzugezogene Vertrauensperson 
umfänglich zu beteiligen. Hierzu gehört auch die 
Aushändigung aller im Verfahren vorhandenen 
Unterlagen, damit die Vertrauensperson ihrer 
Betrauung nachkommen kann. Falls bei der Hinzu-
ziehung der Vertrauensperson Kosten entstehen,  
sind diese vom Betroffenen zu tragen.

Arbeitshilfen 
Arbeitshilfe 1 
Informationsflyer zum BEM, s. Seite 37 
Arbeitshilfe 2 
Vorlage für ein Einladungsschreiben an den  
Beschäftigten, s. Seite 40
Arbeitshilfe 3 
Vorlage für ein Antwortschreiben des Mitarbeiters,  
s. Seite 42

Schritt 3: Erstgespräch 
Stimmt der Beschäftigte im Antwortschreiben einem 
Erstgespräch zu, vereinbaren Sie einen Termin mit 
ihm. Planen Sie für das Gespräch ausreichend Zeit 
ein und sorgen Sie für eine ruhige ungestörte 
Atmosphäre (Arbeitshilfe 5, s. Seite 44). 

Ziele des Erstgesprächs sind

■■ das Informieren über BEM,
■■ das Klären offener Fragen sowie 
■■ das Schaffen oder Ausbauen einer Vertrauenskultur 
und

■■ eventuell das Besprechen möglicher Krankheits
ursachen und das Erarbeiten erster Lösungsansätze 
und Maßnahmen. 

Weisen Sie den Beschäftigten im Gespräch darauf 
hin, dass gemeinsam erarbeitet werden soll, wie 
dessen Gesundheit und Arbeitsfähigkeit wiederherge-
stellt bzw. erhalten und so einer erneuten Arbeitsun-
fähigkeit vorgebeugt werden kann. Wichtig: Der 
Beschäftigte muss keine Diagnose als Grund für seine 
Arbeitsunfähigkeit(en) angeben. Sie dürfen lediglich 
fragen, ob die Arbeitsunfähigkeit im Zusammenhang 
mit dem Arbeitsplatz steht und ob Einschränkungen 
bei der Ausführung der Tätigkeit bestehen.

Teilnehmer am Erstgespräch sind neben einem 
Vertreter des Arbeitgebers und dem Beschäftigten 
die vom Beschäftigten gewünschten und vom 
Gesetzgeber vorgesehenen Beteiligten. Das Gespräch 
sollte protokolliert und eine Kopie an den Beschäf-
tigten, ggf. an den Betriebsrat und wenn beteiligt an 
die Schwerbehindertenvertretung gegeben werden. 

Entschließt sich der Beschäftigte im Erstgespräch 
für die Teilnahme am BEM, lassen Sie sich die unter-
zeichnete datenschutzrechtliche Einwilligungs
erklärung (Arbeitshilfe 6, s. Seite 45) vorlegen. Dies 
kann auch zu einem späteren Zeitpunkt geschehen, 
wenn sich der Beschäftigte nicht direkt im Erstge-
spräch für eine Teilnahme ausspricht. 

Lehnt der Beschäftigte eine Teilnahme am Erstge-
spräch und somit am BEM ab, dokumentieren Sie die 
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Arbeitshilfe
Arbeitshilfe 9 
Maßnahmenplan zur Entwicklung, Durchführung 
und Bewertung von Maßnahmen, s. Seite 50

Beispiel 
Der Stapler von Herrn Meyer wurde mit einem 
ergonomischen Sitz nachgerüstet. Vier Wochen später 
wird Herr Meyer erneut vom Betriebsarzt untersucht. 
Herr Meyer hat den Betriebsarzt von der Schweige-
pflicht entbunden, so berichtet dieser im nächsten 
BEM-Treffen, dass sich der Gesundheitszustand von 
Herrn Meyer stark verbessert hat und Herr Meyer nun 
wieder Vollzeit als Staplerfahrer tätig sein kann. Der 
Betriebsarzt empfiehlt Herrn Meyer sich zur Stärkung 
seiner Rückenmuskulatur sportlich zu betätigen. Die 
Mitarbeiterin der Personalabteilung vereinbart einen 
Termin mit Herrn Meyer, um ihn über die Kooperation 
mit dem benachbarten Fitnessstudio zu informieren. 

Schritt 7: Abschluss des BEM-Verfahrens 
Führen Sie zum Abschluss des BEM ein Gespräch mit 
dem Beschäftigten. Fragen Sie, wie das BEM aus 
seiner Sicht verlaufen ist und wie sich sein Gesund-
heitszustand und seine Arbeitssituation verändert 
haben. Nach dem Abschlussgespräch ist das BEM-
Verfahren beendet. Dies wird in der Personalakte 
vermerkt (Arbeitshilfe 10, s. Seite 52). 

Beispiel: Das BEM-Verfahren wird mit dem 
Gespräch (s. o.) beendet. Herr Meyer wird gebeten 
eine Rückmeldung zu geben, wie er das Verfahren 
empfunden hat. Diese Anmerkungen werden anony-
misiert von der Personalabteilug zur Qualitätssiche-
rung aufgenommen. 

Arbeitshilfe
Arbeitshilfe 10
Datenblatt zum Abschluss des BEM (für Personalakte 
geeignet), s. Seite 52

Arbeitshilfen
Arbeitshilfe 7 
Checkliste für den Beschäftigten zur Vorbereitung 
auf das Fallgespräch, s. Seite 47
Arbeitshilfe 8 
Leitfaden für den Arbeitgeber(-vertreter) zur  
Vorbereitung auf das Fallgespräch, s. Seite 49
Arbeitshilfe 9 
Maßnahmenplan zur Entwicklung, Durchführung 
und Bewertung von Maßnahmen, s. Seite 50

Schritt 5: Durchführung beschlossener 
Maßnahmen
Sorgen Sie mit allen Beteiligten für eine Umset-
zung der in Schritt 4 beschlossenen Maßnahmen. 
Begleiten Sie den Beschäftigten bei der Durchfüh-
rung der Maßnahmen, sodass gegebenenfalls 
notwendige Korrekturen durchgeführt und 
Schwierigkeiten rechtzeitig erkannt werden. 
Korrekturen können beispielsweise erforderlich 
sein, wenn bei einer Maßnahme der geplante 
Effekt ausbleibt. Protokollieren Sie den Verlauf  
der Maßnahmenumsetzung und die Ergebnisse 
(Arbeitshilfe 9, s. Seite 50). 

Beispiel
Herr Meyer, Staplerfahrer, kommt nach 8-wöchiger 
Arbeitsunfähigkeit wieder zurück ins Unternehmen 
und nach vorheriger schriftlicher Einladung durch 
die Personalabteilung und Zustimmung durch Herrn 
Meyer findet an seinem ersten Arbeitstag ein 
BEM-Gespräch mit seinem Vorgesetzten, einer 
Mitarbeiterin der Personalabteilung und dem 
Betriebsrat statt. Da Herr Meyer ein gutes Verhältnis 
zu seinem Vorgesetzten hat, war diesem bereits  
während der Arbeitsunfähigkeit von Herrn Meyer 
bekannt, dass er einen Bandscheibenvorfall erlitten 
hat. Es ist für alle Beteiligten offensichtlich, dass die 
Tätigkeit als Staplerfahrer mit einer großen Schwin-
gungsbelastung verbunden ist. Dennoch möchte 
Herr Meyer nicht dauerhaft auf einen anderen 
Arbeitsplatz versetzt werden. Da der Stapler schon 
älter ist und der Sitz nach ergonomischen Gesichts-
punkten nicht auf dem Stand der Technik ist, wird 
die Nachrüstung eines neuen ergonomischen Sitzes 
diskutiert. Hierzu wird sich Herr Meyer zunächst 
beim externen Betriebsarzt vorstellen, der nach einer 
Untersuchung die Anforderungen an einen ergono-
mischen Sitz festlegen soll. Bis der Stapler mit einem 
ergonomischen Sitz nachgerüstet ist, wird Herr 
Meyer nur zu 50 % seiner Arbeitszeit Stapler fahren 
und weitere 50 % über Jobrotation eine belastungs-
ärmere Tätigkeit in der Qualitätskontrolle ausüben. 

Der Vorgesetzte von Herrn Meyer wird angewiesen, 
sich regelmäßig nach Herrn Meyers Befinden zu 
erkundigen, sodass es nicht zu einem erneuten 
krankheitsbedingten Ausfall kommt.

Arbeitshilfe
Arbeitshilfe 9
Maßnahmenplan zur Entwicklung, Durchführung 
und Bewertung von Maßnahmen, s. Seite 50

Schritt 6: Bewertung durchgeführter  
Maßnahmen
Ziel dieses Schrittes ist es, die Wirksamkeit der 
Maßnahmen zu überprüfen und das Gesamtergebnis 
des BEM-Verfahrens zu bewerten, auch im Vergleich 
mit anderen BEM-Verfahren (s. Seite 26). Damit die 
Maßnahmen bewertet werden können, muss der 
Prozess zuvor dokumentiert worden sein. 

Arbeitshilfe 9: Maßnahmenplan zur Entwicklung, Durchführung und Bewertung von Maßnahmen 

Beschäftigter: Meyer, Manfred 

Ansatz­
punkte

Handlungs­
möglichkeiten Beispiele

Konkrete  
Lösungs­
ansätze/ 

Maßnahmen

Ziel Verantwortliche
Hinzuziehen  

externer 
Partner

Termin Verlauf
Ergebnis: 

Maßnahme 
erfolgreich? 

Weiterer 
Handlungs­
bedarf nach 

Maßnahmen­
abschluss? 

te
ch

ni
sc

h

technische Ver
änderungen am  
Arbeitsplatz

Arbeitsmittel, 
Bedienteile

zunächst Termin 
beim Betriebsarzt, 
auf dessen Emp-
fehlung Nach
rüstung eines  
ergonomischen 
Staplersitzes 

Definition der 
Anforderungen 
eines ergonomi-
schen Sitzes, 
Reduzierung der 
Schwingungs
belastung

Beschäftigter/ 
Betriebsarzt/ 
Geschäftsführer

Betriebsarzt zeitnah/4 Wochen 
nach BEM- 
Gespräch

Anforderungen 
sind definiert 

ja nein

o
rg

an
is

at
o

ri
sc

h

Veränderung der 
Tätigkeit

schwere körper
liche Tätigkeiten 
reduzieren und 
dafür Sonderauf-
gaben hinzuneh-
men (z. B. Einar-
beitung von  
Kollegen)

Jobrotation mit 
Arbeitsplatz in 
der Qualitätskon-
trolle bis ergono-
mischer Sitz an-
geschafft wurde

Vorbeugung einer 
erneuten Arbeits-
unfähigkeit 

Führungskraft direkt guter Verlauf, 
überprüft durch 
regelmäßige  
Gespräche

ja ja

pe
rs

o
ne

n-
 

be
zo

ge
n

Erweiterung der 
Fähigkeiten für 
andere Einsatz
gebiete

Qualifikation/
Weiterbildung

keine Maßnah-
men erforderlich 

Tab. 2: Arbeitshilfe zur Durchführung beschlossener Maßnahmen; Tabelle in Anlehnung an Hetzel et al. (2010)
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Um Erfolge des betrieblichen Eingliederungsma-
nagements sichtbar zu machen, kann die Erhebung 
von Kennzahlen vor, während und nach dem 
Prozess sowie deren Auswertung empfehlenswert 
sein. Auch wenn das systematische Erfassen  
und Analysieren von Daten administrativen Auf-
wand nach sich zieht, sind damit viele Vorteile 
verbunden: 

■■ Die Bewertung der einzelnen BEM-Fälle bietet eine 
Grundlage zur Qualitätssicherung und für Verbes-
serungen des betrieblichen Eingliederungsmanage-
ments.

■■ Es lässt sich feststellen, mit welchen Maßnahmen 
bei den verschiedenen BEM-Fällen besonders große 
Erfolge verzeichnet werden konnten, sodass diese 
Maßnahmen zukünftig bei ähnlichen Fällen 
durchgeführt werden können. 

■■ Falls Beschäftigte dem BEM zunächst misstrauisch 
gegenüber stehen, könnte Transparenz in Form von 
objektiven Bewertungsergebnissen (z. B. Anzahl 
erfolgreich eingegliederter Beschäftigter oder 
Anteil der Beschäftigten, die eine Einladung zum 
BEM angenommen haben) dazu beitragen, das 
Vertrauen der Beschäftigten in BEM allgemein und 
in bestimmte Maßnahmen wie Arbeitsplatzverän-
derungen erhöhen.

Dokumentation
Eine Dokumentation zum BEM kann im Anschluss 
an die Maßnahmendurchführung und nach  
einzelnen Teilschritten erfolgen (Richter 2014). 
Dabei werden die wichtigsten Kennzahlen, die  
für eine umfassende Beurteilung der Maßnahmen 
als notwendig erachtet werden, erfasst. Dies kann 
sich je nach organisationalen Rahmenbedingungen  
(z. B. Anzahl der Beschäftigten) und dem ange-

strebten Ziel der Dokumentation im jeweiligen 
Betrieb unterscheiden. Ziele der Dokumentation 
können eine reine Ablaufkontrolle sein, aber  
auch eine Außendarstellung oder Werbung  
sind möglich. 

Datenschutz
Auch im Zuge der Bewertung muss sichergestellt 
werden, dass kein unbefugter Dritter Zugang zu 
den Daten hat. Beachten Sie für einen effektiven 
Datenschutz auch die Hinweise zum Umgang mit 
personenbezogenen Daten aus dem Bundesdaten-
schutzgesetz und den Regelungen der DSGVO. 
BEM-Beauftragte sind der Schweigepflicht unter-
worfen. Dies betrifft neben einer mündlichen 
Verschwiegenheit auch schriftliche bzw. elektro
nische Dokumente. Elektronische Dokumente 
können z. B. durch einen Passwortschutz gesichert 
oder noch besser anonymisiert werden. 

Kennzahlen zur Bewertung 
Für die Bewertung des BEM ist es wichtig, die 
unternehmensindividuellen Rahmenbedingungen  
zu berücksichtigen und ggf. eine Auswahl an zu 
erhebenden Kennzahlen zu treffen. Folgende 
Kennzahlen bieten sich für die Bewertung an: 

■■ Anzahl BEM-Fälle (Kalenderjahr)
`` Neuzugänge, laufende Fälle, Abschlüsse,  
Standort, Abteilung

■■ Anzahl der kontaktierten BEM-Berechtigten  
je Monat/Anzahl der BEM-Berechtigten  
je Monat

■■ Dauer der einzelnen BEM-Verfahren
■■ Anzahl versendeter Anschreiben und Zusagen/
Absagen

Bewertung»Erfolge sichtbar  
machen.«
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■■ Anzahl der geführten (Erst-)Gespräche/ 
Fallgespräche/Teambesprechungen
`` Aufwand in Stunden
`` Anzahl der beteiligten Personen

■■ Ergebnisse/Zielerreichungsgrad
■■ Anzahl der Fehltage ein Jahr nach Beendigung  
des BEM-Prozesses/Anzahl der Fehltage ein Jahr 
vor Beginn des BEM-Prozesses

■■ Anzahl der erfolgreich eingegliederten Personen
■■ Anzahl der gestellten Anträge bei externen  
Partnern

■■ Fehlzeitenentwicklungen (Langzeiterkrankungen)
■■ Fehlzeitenentwicklungen (allgemein)
■■ Kosten für umgesetzte Maßnahmen 
■■ ggf. anonymisierte Daten aus Mitarbeiter-  
und Teilnehmerbefragungen

Datenanalyse
Ziel der Erhebung von BEM-Daten ist die Darstellung 
von Kennzahlen, die Aufschluss über die Qualität des 
BEM liefern. Einfache Analysen, wie z. B. die Betrach-
tung von BEM-Fällen nach Abteilung, Alter und 
Geschlecht, können bereits Aufschlüsse über die 
Ursachen von arbeitsplatzbezogenen Arbeitsunfähig-
keiten liefern: Kommt es in bestimmten Abteilungen 
vermehrt zu BEM-Fällen, kann dies eine hilfreiche 
Information für die Ursachenforschung sein. Auch 
die Betrachtung der Entwicklung von Fehlzeiten 
nach der Einführung von BEM kann in Bezug auf 
den Erfolg von Maßnahmen bereits aufschlussreich 
sein. Um die Anonymität der Beschäftigten zu 
wahren, sollte der BEM-Verantwortliche Bewer-
tungsergebnisse im Unternehmen nur bekannt 
machen, wenn keine Rückschlüsse auf einzelne 
Personen möglich sind. 

Strukturelle Auffälligkeiten können sich bei der 
Betrachtung folgender Merkmale zeigen: 

■■ Beeinträchtigungsart 
■■ Standort (Abteilung, Filiale, Niederlassung)
■■ Geschlecht, Altersgruppen
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Praxisbeispiel I: Integrationsprozess  
bei einem deutschen Hersteller von  
Elektrowerkzeugen

Unternehmen
Metabo ist ein produzierendes Unternehmen im 
Bereich Elektrowerkzeuge für professionelle Anwen-
der und beschäftigt 2 600 Beschäftigte weltweit, 
davon 2 000 in Deutschland. 

Ziele des BEM bei Metabo
Erhalt der Arbeitsfähigkeit der Beschäftigten und 
frühzeitige Unterstützung kranker Beschäftigter im 
Sinne des § 167 SGB IX.

Beteiligte Personen
Als Ansprechpartner für das BEM ist bei Metabo ein 
Disability Manager tätig, der auch für die Gründung 
eines Integrationsteams zuständig ist. Dieses besteht 
aus dem Disability Manager selbst, dem Betriebsarzt, 
dem Betriebsrat, der Schwerbehindertenvertretung 
und der Arbeitgebervertretung. Beachten Sie hier, 
dass der Beschäftigte der Zusammensetzung des 
Teams zustimmen muss.

Integrationsprozess
1)	 Der zuständige Beschäftigte der Personalabtei-

lung informiert diejenigen Beschäftigten, die 
Fehlzeiten von über 6 Wochen aufweisen, 
schriftlich über die gesetzliche Verpflichtung des 
Arbeitgebers zur Durchführung eines BEM. Der 
Beschäftigte wird dazu aufgefordert, sich etwa 
10 Tage nach Erhalt des Schreibens mit dem 
Ansprechpartner in Verbindung zu setzen. 

2)	 Stimmt der Beschäftigte einer Beteiligung des 
Betriebsrats zu, so werden in einem persönlichen 
Gespräch erste Informationen zur Situation des 
Beschäftigten ausgetauscht. Diese Informationen 
werden hinsichtlich der ergonomischen Gestal-
tung des Arbeitsplatzes, Rehabilitationsmaßnah-
men, Prävention und Wiedereingliederung sowie 
zur Vorbereitung auf einen möglichen Arbeits-
platzwechsel genutzt.

3)	 Wünscht der Beschäftigte keine Durchführung 
eines BEM, nimmt er seine gewohnte Tätigkeit 
nach der Genesung wieder auf. 

4)	 Wird der Erfolg der Wiedereingliederung infrage 
gestellt, organisiert der zuständige Personaler 
einen Gesprächs- und Untersuchungstermin beim 
Betriebsarzt. Anschließend findet ein Treffen 
zwischen dem Beschäftigten und dem gesamten 
BEM-Team statt.

5)	 Gemeinsam werden Ansätze für eine erfolgreiche 
Wiedereingliederung entwickelt.

6)	 Meister und Abteilungsleiter werden vom  
Integrationsteam über die Schritte der Wieder-
eingliederung informiert. 

7)	 Ist eine Wiedereingliederung ausgeschlossen, 
setzt sich der Betriebsarzt nach Entbindung von 
der Schweigepflicht mit der Krankenkasse und 
dem Hausarzt des betroffenen Beschäftigten in 
Verbindung. 

8)	 Erscheint eine Wiedereingliederung sinnvoll, dann 
wird in Abstimmung mit den Fachbereichen ein 
möglicher Arbeitsplatz festgelegt. Der Eingliede-
rungsprozess wird durch das Integrationsteam 
und den Vorgesetzten begleitet.

9)	 Je nach Bedarf finden weitere Gespräche mit  
dem Integrationsteam statt.1

Praxisbeispiele»Lernen von anderen.«
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eine Arbeitsassistenz zur Seite, um erforderliche 
Hilfestellungen zu identifizieren und Vorschläge zur 
Arbeitserleichterung zu unterbreiten. Zudem erhält der 
Arbeitgeber aufgrund der Weiterbeschäftigung von 
Herrn Schenck einen Minderleistungsausgleich. Die 
Experten vom Integrationsfachdienst beziehen auch 
die Kollegen von Herrn Schenck in die leistungsge-
rechte Arbeitsplatzgestaltung ein. Die Bereitschaft 
eines Beschäftigten, als Ansprechperson für Herrn 
Schenck zu fungieren, schafft Sicherheit. Bei der 
Planung der Wochenleistungen berücksichtigen die 
Kollegen, dass Herr Schenck nicht mehr alleine 
arbeiten kann. Da man ihm außerdem einen gesetz
lichen Betreuer zur Übernahme der Vormundschaft 
zugesprochen hat, finden auch hier Rücksprachen 
statt. Es empfiehlt sich außerdem eine Beantragung 
einer Mehrfachanrechnung bei der Agentur für Arbeit.

Fazit und Erkenntnisse
■■ In schweren Fällen kann die Bereitschaft zur 
Unterstützung seitens des Arbeitgebers und des 
kollegialen Umfeldes entscheidend für den Erhalt 
des Arbeitsplatzes sein. 

■■ Die Kosten für eine Arbeitsassistenz werden vom 
Integrationsamt übernommen.

■■ Auch für die Beschäftigung von Personen mit 
Schwerbehinderung kann der Arbeitgeber eine 
Ausgleichszahlung für die verminderte Arbeitsleis-
tung beim Integrationsamt beantragen.

■■ Die Agentur für Arbeit entscheidet zudem über die 
Möglichkeit einer Mehrfachabrechnung im Falle 
einer Beschäftigung von schwerbehinderten 
Beschäftigten.3

Praxisbeispiel IV: Arbeitsplatzwechsel durch 
Qualifizierung

Arbeitssituation
Frau Gonzales (38) ist seit sechs Jahren bei einem 
Produktionsunternehmen mit rund 200 Beschäftig-
ten als Kommissioniererin mit einer 40-Stunden-
Woche tätig. Sie weist von Beginn an erhöhte 
Fehlzeiten auf. Im letzten Jahr sind diese sehr stark 
angestiegen auf 70 Tage — die Gründe hierfür sind 
dem Arbeitgeber nicht bekannt. Dieser will eine 
krankheitsbedingte Kündigung aussprechen. Der 
Kündigung wird vom Betriebsrat jedoch widerspro-
chen, da der Betroffenen zuvor kein Angebot zur 
Durchführung eines BEM unterbreitet wurde. Der 
Arbeitgeber sieht daraufhin den Bedarf einer syste-
matischen Regelung zum Umgang mit erkrankten 
Beschäftigten und führt ein allgemeines BEM-Ver-
fahren in seinem Unternehmen ein.

BEM-Verfahren
Frau Gonzales nimmt telefonisch Kontakt zu einem 
Beschäftigten der Personalabteilung auf, der ihr als 
Ansprechperson in der schriftlichen Einladung für 
das BEM genannt wurde. Sie fühlt sich durch das 
Einladungsschreiben gut informiert und stimmt 
einem Termin mit ihrem Arbeitgeber und dem 
Betriebsrat zu. Aus dem Fallgespräch geht hervor, 
dass Frau Gonzales unter akuten Venenentzündun-
gen leidet, die den Grund für ihre hohen Fehlzeiten 
darstellen. Eine Heilung ist laut ärztlicher Diagnose 
bei einer Tätigkeit, die dauerhaftes Stehen auf dem 
zementierten Hallenboden erfordert, nur schwer 
möglich. Als Lösungsansatz wird ein Arbeitsplatz-
wechsel innerhalb des Betriebs vorgeschlagen, für 
den jedoch eine Zusatzqualifizierung (Führung eines 
Gabelstaplers) notwendig ist. Der Arbeitgeber von 
Frau Gonzales willigt einer Kostenübernahme ein 
und sichert ihr zugleich eine langsame Einarbei-
tungsphase zu. Dies ist durch eine Beantragung eines 
Eingliederungszuschusses möglich, der den Einsatz 
einer Aushilfskraft oder das erhöhte Arbeitsaufkom-
men der anderen Beschäftigten entschädigt.

Ein halbes Jahr später hat sich durch den Arbeits-
wechsel der Gesundheitszustand von Frau Gonzales 
sehr verbessert und ihre Fehlzeiten sind deutlich 
zurückgegangen. Der Arbeitgeber ist von seinem 
Vorhaben, eine krankheitsbedingte Kündigung 
auszusprechen, zurückgetreten.

Fazit und Erkenntnisse
■■ Betriebliches Eingliederungsmanagement kann 
zum Erhalt der Beschäftigungsfähigkeit und zum 
Überwinden von Krankheit beitragen.

■■ Durch frühzeitiges Eingreifen können krankheits-
bedingte Kündigungen vermieden werden. Dies hat 
zur Folge, dass es nicht zu kostenintensiven 
Rechtsstreitigkeiten und Existenzängsten bei den 
Beschäftigten kommt.

■■ Die zusätzliche Qualifizierung eines Beschäftigten 
schafft Möglichkeiten für Veränderung von 
Aufgabeninhalten und beugt einer erneuten 
Arbeitsunfähigkeit vor.4

Weitere Praxisbeispiele zum betrieblichen Eingliede-
rungsmanagement finden Sie auf dem Portal REHA-
DAT-Gute Praxis unter: http://www.rehadat-gute-
praxis.de und durch Eingabe von »BEM« in das 
Suchfeld »Globale Suche« auf der Homepage. 
REHADAT ist das deutsche Informationsangebot zu 
Behinderung und beruflicher Integration. REHADAT 
wird gefördert durch das Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales und ist ein Projekt des Instituts 
der deutschen Wirtschaft Köln e. V.

Praxisbeispiel II: Arbeitsplatzgestaltung

Arbeitssituation
Frau Schuster (32) ist seit sechs Jahren bei ihrem 
Arbeitgeber mit 340 Beschäftigten als Industrie-
kauffrau in Vollzeit tätig. Sie hatte bislang Fehltage 
von fünf bis zehn Tagen pro Jahr zu verzeichnen. 
Seit einiger Zeit hat sie Probleme damit, Inhalte 
von Kundenkonten am PC korrekt zu übertragen, 
da sie manche Zahlen visuell nicht mehr voneinan-
der unterscheiden kann. Ihre Kolleginnen fühlen 
sich in ihrer Arbeit beeinträchtigt, da Frau Schuster 
sie immer häufiger um Unterstützung bei der 
Ausführung von Tätigkeiten bitten muss. Aufgrund 
von häufigen Kurzzeiterkrankungen hat sie die 
Schwelle von 42 Fehltagen innerhalb eines Jahres 
überschritten. Ihr Arbeitgeber kann darauf reagie-
ren, indem er die bestehenden BEM-Strukturen  
im Unternehmen nutzt.

BEM-Verfahren
Zusammen mit dem Personalleiter und auf ihren 
Wunsch mit einem Betriebsratsmitglied führt Frau 
Schuster ein Erstgespräch, in dem sie von ihrer 
Sorge, nicht mehr lange arbeiten zu können, berich-
tet. Auf Nachfrage nach gesundheitlichen, arbeits-
platzbezogenen Einschränkungen verweist sie auf 
eine erblich bedingte Sehschwäche, die langfristig zu 
einer starken Minderung der Sehkraft führt. Der 
Betriebsrat weist auf die Möglichkeiten technischer 
Hilfsmittel hin und empfiehlt ein Gespräch mit der 
Person der Schwerbehindertenvertretung zur 
Abstimmung weiterer Schritte. Es wird zunächst 
festgehalten, dass Frau Schuster mit Unterstützung 
der Schwerbehindertenvertretung einen Antrag auf 
Schwerbehinderung stellt und Informationen zu 
(technischen) Hilfsmitteln einholt.

In einem zweiten Gespräch, bei dem auch die 
Schwerbehindertenvertretung des Unternehmens 
anwesend ist, werden gemeinsam mit Frau Schuster 
Maßnahmen entwickelt, die zu einer Überwindung 
ihrer Arbeitsunfähigkeit und zum Erhalt ihres 
Arbeitsplatzes verhelfen sollen. So wird vereinbart, 
dass Frau Schuster einen »Antrag auf Leistung zur 
Teilhabe am Arbeitsleben und zur Erhaltung des 
Arbeitsplatzes« beim Reha-Träger einreicht, um die 
Möglichkeiten einer Kostenübernahme der Arbeits-
platzgestaltung zu klären. Dieser wird zehn Tage 
nach Eingang bewilligt. Folglich werden technische 
Maßnahmen vorgenommen (Austausch der Tastatur, 
Lesegerät mit Kamera, zweiter Bildschirm, Vergröße-
rung der Schrift). Weiterhin überprüft der Betriebs-
arzt deren anforderungsgerechte Einstellung am 
Arbeitsplatz von Frau Schuster.

Fazit und Erkenntnisse
■■ Manchmal reichen schon wenige technische 
Anpassungen des Arbeitsplatzes aus, um die 
Arbeitsfähigkeit des erkrankten Beschäftigten 
wiederherzustellen und dessen Fehlzeiten zu  
reduzieren. 

■■ Die Bearbeitung des Antrags auf Kostenübernahme 
darf eine Frist von drei Wochen ab Eingang des 
Antrags beim Rehabilitationsträger (bzw. sechs 
Wochen bei Einsatz eines Gutachters) nicht 
überschreiten (§ 14, 15, 22, 23 SGB IX).

■■ Ein Antrag auf Kostenübernahme bei der Service-
stelle kann den finanziellen Aufwand einer Ar-
beitsplatzgestaltung erheblich reduzieren.2

Praxisbeispiel III: Arbeitsassistenz und 
Minderleistungsausgleich

Arbeitssituation
Herr Schenck (41) war 22 Jahre bei seinem mittel-
ständischen Arbeitgeber als Industriemechaniker 
tätig, bis er aufgrund eines Gehirntumors für acht 
Monate arbeitsunfähig geworden ist. Seine Arbeit 
wurde von Kollegen und Vorgesetzten immer sehr 
geschätzt. Herr Schenck fängt nach der Operation 
wieder an zu arbeiten und schlägt im Rahmen eines 
BEM-Gesprächs das Angebot einer schrittweisen 
Erhöhung der Arbeitszeit aus, mit dem Verweis auf 
seine uneingeschränkte Arbeitsfähigkeit. Dennoch 
tauchen bei der Ausführung seiner gewohnten 
Tätigkeiten Probleme auf. Herr Schenck kann sich  
an seine Handlungsabläufe nicht erinnern, er kann 
Anweisungen nicht folgen und Erklärungen von 
Kollegen nicht nachvollziehen.

BEM-Verfahren
Der Personalleiter kann Herrn Schenck zu einem 
erneuten BEM-Gespräch bewegen. An dem Gespräch 
nehmen auch Herr Schencks Vorgesetzter und der 
Betriebsrat teil. Sie weisen Herrn Schenck auf seine 
eingeschränkte Arbeitsfähigkeit hin — dieser schätzt 
seine Situation jedoch komplett anders ein. Die 
Gesprächsteilnehmer können Herrn Schenck von 
einem Termin mit dem Betriebsarzt überzeugen.  
Herr Schenck unterschreibt eine Schweigepflichtent-
bindung, sodass auch die Diagnosen der Fachärzte 
zur Einschätzung der Situation herangezogen 
werden können. Es wird deutlich, dass Herr Schenck 
nicht an seinem alten Arbeitsplatz eingesetzt werden 
kann, aber eine Tätigkeit als Lagerhelfer denkbar ist. 
Auch dabei kommt es jedoch zu Problemen. 

Der Arbeitgeber bittet das Integrationsamt um 
Unterstützung. Die Experten stellen Herrn Schenck 

https://www.rehadat-gutepraxis.de/
https://www.rehadat-gutepraxis.de/
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Nachfolgend finden Sie eine Zusammenstellung mit weiteren Ansprechpartnern und Informationen zum 
betrieblichen Eingliederungsmanagement. 

Ansprechpartner Informationen 
Arbeitgeberverband Gesamtmetall (Hrsg) (2022) 
Betriebliches Eingliederungsmanagement — Leit
faden. Gesamtmetall, Berlin (für Mitgliedsunter
nehmen der Arbeitgeberverbände der Metall- und 
Elektroindustrie) 

Arbeitskreis »Gesundheit im Betrieb« des RKW 
Kompetenzzentrums informiert auf einer eigens 
eingerichteten Homepage zum Thema BEM.  
Zu finden unter: http://www.betriebliche-eingliede-
rung.de. Zugegriffen: 16. Januar 2023

Bundesdatenschutzgesetz. Zu finden unter:  
https://dejure.org/gesetze/BDSG. Zugegriffen:  
16. Januar 2023

Prämie — Rehabilitationsträger und Integrations
ämter können Arbeitgeber, die ein betriebliches 
Eingliederungsmanagement einführen, durch 
Prämien oder einen Bonus fördern. Fördervoraus
setzungen und die Höhe der Prämie können bei den 
zuständigen Rehabilitationsträgern und Integra
tionsämtern erfragt werden.

REHADAT-Gute Praxis — Berufliche Teilhabe von 
Menschen mit Behinderung: REHADAT ist das 
zentrale Informationsangebot zur beruflichen 
Teilhabe von Menschen mit Behinderung. Die 
Informationen sind in Portalen und Datenbanken 
öffentlich zugänglich: www.rehadat.de. Zugegriffen: 
16. Januar 2023 

Schiefer B (2015) Betriebliches Eingliederungsma-
nagement — Hinzuziehung eines Rechtsbeistands. 
Personalpraxis und Recht (4):85 

Sozialgesetzbuch (SGB) Neuntes Buch (IX) —  
Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen:  
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_9_2018/
index.html. Zugegriffen: 16. Januar 2023

Institution Zuständigkeit Mögliche Leistungen Homepage

Gemeinsame Service
stellen der Reha-Träger

in allen Fragen der Rehabilita-
tion und zum BEM (Zuständig-
keit, Leistungen, Finanzierung)

Auskunft + Beratung;  
Vernetzung mit Experten

www.reha-servicestellen.de

Krankenkasse Wenn eine akute bzw. chroni-
sche  Erkrankung vorliegt (Ur-
sache der Erkrankung ist kein 
Arbeitsunfall, keine Berufs-
krankheit; zuständig max. 
78 Wochen wegen derselben 
Krankheit).

Auskunft + Beratung;  
medizinische Reha;  
stufenweise Wiederein
gliederung; medizinische 
Hilfsmittel

abhängig von der Krankenkasse  
des Beschäftigten

Deutsche Renten
versicherung

Wenn eine Erkrankung vor-
liegt, welche die Erwerbs
fähigkeit erheblich mindert 
oder gefährdet.

Auskunft + Beratung,  
medzinische Reha, danach 
stufenweise Wiedereinglie-
derung, berufliche Reha; 
Qualifizierung, Anpassung 
von Arbeitsplätzen, techn. 
Hilfsmittel, Zuschüsse an 
Arbeitgeber, Erwerbsminde-
rungsrenten

www.deutsche-rentenversicherung.de 

Unfallversicherung (oder 
Berufsgenossenschaft)

Wenn ein Arbeits- oder  
Wegeunfall vorliegt; wenn  
ein Zusammenhang mit einer 
Erkrankung (Berufskrankheit) 
vermutet wird.

Auskunft + Beratung;  
Medizinische Reha; stufen-
weise Wiedereingliederung; 
medizinische Hilfsmittel; 
Qualifizierung; Anpassung 
von Arbeitsplätzen; techni-
sche Hilfsmittel; Zuschüsse 
an Arbeitgeber; Unterhalts
sicherung; Rente

Deutsche Gesetzliche Unfall
versicherung: 
www.dguv.de

Berufsgenossenschaft Holz  
und Metall: 
www.bghm.de

Berufsgenossenschaft Energie Textil 
Elektro Medienerzeugnisse: 
www.bgetem.de

Arbeitsagentur Wenn weder Krankenkasse 
noch Renten- oder Unfallver-
sicherung zuständig sind.

Qualifizierung; Anpassung 
von Arbeitsplätzen;  
technische Hilfsmittel;  
Zuschüsse an Arbeitgeber

www.arbeitsagentur.de

Integrationsfachdienst 
der Integrationsämter

Wenn eine Schwerbehinde-
rung oder Gleichstellung  
vorliegt oder möglich ist  
(z. B. wenn erhebliche Gesund
heitsstörungen vorliegen).

Auskunft + Beratung;  
behindertengerechte Ar-
beitsplätze; technische 
Hilfsmittel; Zuschüsse an  
Arbeitgeber; Arbeitsassistenz

www.integrationsaemter.de

Betriebsarzt Beratung, Begleitung ohne 
Zustimmung des Mitarbei-
ters: wenn Untersuchungen 
gesetzlich vorgeschrieben 
sind.

Gesundheitsexperten 
beim Arbeitgeberverband

Auskunft + Beratung

Gesundheitsexperten bei  
Innung und Kammer

Auskunft + Beratung

Ansprechpartner und Informationen

1	Quelle: REHADAT-Gute Praxis — Behinderung und Arbeit. 
https://www.rehadat-gutepraxis.de/suche/index.html?reloaded
&q=metabo&sort=score+desc&page=1&mode=detail. 
Zugegriffen: 16. Januar 2023

2	Quelle: Richter R (2014) Das Betriebliche Eingliederungs
management — 25 Praxisbeispiele. W. Bertelsmann Verlag, 
Bielefeld, S 82–85

3	Quelle: Richter R (2014) Das Betriebliche Eingliederungs
management — 25 Praxisbeispiele. W. Bertelsmann Verlag, 
Bielefeld, S 104–108

4	Quelle: Richter R (2014) Das Betriebliche Eingliederungs
management — 25 Praxisbeispiele. W. Bertelsmann Verlag, 
Bielefeld, S 162–165

https://www.betriebliche-eingliederung.de/
https://www.betriebliche-eingliederung.de/
https://dejure.org/gesetze/BDSG
https://www.rehadat.de/
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_9_2018/index.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_9_2018/index.html
http://www.reha-servicestellen.de/
http://www.deutsche-rentenversicherung.de/Allgemein/de/Navigation/0_Home/home_node.html
http://www.dguv.de
http://www.bghm.de
http://www.bgetem.de
http://www.arbeitsagentur.de
http://www.integrationsaemter.de
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Arbeitshilfen 
Nachfolgend finden Sie die wichtigsten Arbeitshilfen für ein betriebliches Eingliederungsmanagement: 

ARBEITSHILFE 1
Informationsflyer zum betrieblichen Eingliederungsmanagement (Seite 37)

ARBEITSHILFE 2
Vorlage für ein Einladungsschreiben an den Beschäftigten (Seite 40)

ARBEITSHILFE 3 
Vorlage für ein Antwortschreiben des Mitarbeiters (Seite 42)

ARBEITSHILFE 4 
Checkliste für den Arbeitgeber(-vertreter) zur Vorbereitung auf das Erstgespräch (Seite 43)

ARBEITSHILFE 5
Leitfaden für den Arbeitgeber(-vertreter) zur Vorbereitung auf das Erstgespräch (Seite 44)

ARBEITSHILFE 6
Datenschutzrechtliche Einwilligungserklärung (Seite 45)

ARBEITSHILFE 7
Checkliste für den Beschäftigten zur Vorbereitung auf das Fallgespräch (Seite 47)

ARBEITSHILFE 8
Leitfaden für den Arbeitgeber(-vertreter) zur Vorbereitung auf das Fallgespräch (Seite 49)

ARBEITSHILFE 9
Maßnahmenplan zur Entwicklung, Durchführung und Bewertung von Maßnahmen (Seite 50)

ARBEITSHILFE 10
Datenblatt zum Abschluss des BEM (für Personalakte geeignet) (Seite 52)

ARBEITSHILFE 1: Informationsflyer zum betrieblichen  
Eingliederungsmanagement

Inhaltsvorschläge für einen Informationsflyer für Beschäftigte 
Dieser Informationsflyer ist als Anlage zum Einladungsschreiben gedacht.

1)	 Was ist betriebliches Eingliederungsmanagement und warum ist es für unser Unternehmen wichtig?
Betriebliches Eingliederungsmanagement (BEM) beschreibt einen Prozess, der erkrankten Mitarbeitern nach 
längeren Ausfallzeiten (6 Wochen oder mehr) eine Rückkehr an den Arbeitsplatz ermöglichen soll. Gleichzeitig 
umfasst BEM auch Maßnahmen zum Erhalt von Arbeitsplätzen und zur Förderung der Gesundheit. 

Durch die Einführung eines BEM in unserem Unternehmen erhoffen wir uns folgende Vorteile. 

■■ Erhalt der Arbeitsfähigkeit: BEM trägt zum Erhalt der Arbeitsfähigkeit unserer Beschäftigten bei.
■■ Gesundheitsprävention: Durch BEM kann einer drohenden Chronifizierung von Erkrankungen vorgebeugt 
und erneute Arbeitsunfähigkeit vermieden werden, wenn die ggf. betrieblichen Ursachen der Erkrankung 
bekannt sind.

■■ Beitrag zur Beschäftigungssicherung: BEM kann dazu beitragen, Arbeitsunfähigkeitszeiten zu reduzieren 
und den Arbeitsplatz des Mitarbeiters zu erhalten. 

■■ Arbeitsgestaltung: Erkenntnisse aus dem BEM können in die zukünftige Arbeitsgestaltung und  
-organisation einfließen und so vielen unserer Mitarbeiter dienen. 

■■ Kostenreduktion: Verringerung von Fehlzeiten und der damit verbundenen Entgeltfortzahlung im  
Krankheitsfall sowie geringere Kosten für Rekrutierung und Einarbeitung von Ersatzkräften.

■■ Wissenssicherung: langjährig Beschäftigte stehen mit ihrem Wissen und ihren Erfahrungen dem  
Unternehmen länger zur Verfügung.

■■ Mitarbeiterbindung: Mitarbeiter identifizieren sich stärker mit unserem Unternehmen, wenn sie die  
Durchführung von BEM als fair empfinden und sehen, dass gemeinschaftlich Vorschläge zur Verbesserung der 
Gesundheit von Betroffenen erarbeitet werden.

2)	 Welche Ziele werden bei BEM angestrebt?
Der Gesetzgeber verfolgt mit dem BEM sowohl präventive als auch rehabilitative Ziele. So soll das Entstehen 
von chronischen (dauerhaften) Erkrankungen vermieden werden und die Arbeitsfähigkeit nach längerer 
Krankheit, z. B. durch die Umgestaltung eines Arbeitsplatzes, der dem Beschäftigten ein beschwerdefreies 
Arbeiten ermöglicht, wiederhergestellt werden.

3)	 Wer ist an der Durchführung von BEM beteiligt?
An einem BEM sind neben dem betroffenen Mitarbeiter, ein Vertreter des Arbeitgebers, ggf. eine Vertrauens-
person des Beschäftigten, und bei Zustimmung des Beschäftigten ggf. die Interessenvertretung und die 
Schwerbehindertenvertretung beteiligt. Zudem kann der Betriebsarzt in die Maßnahmengestaltung und 
-durchführung einbezogen werden. Bei Bedarf können externe Partner (Krankenkassen, Deutsche Renten
versicherung, Rehabilitationsträger, Integrationsämter, Agentur für Arbeit) hinzugezogen werden.

4)	 Wie läuft BEM ab?
Jedes BEM-Verfahren hat einen individuellen Verlauf. Alle zu beteiligenden Personen werden vorbehaltlich der 
Zustimmung des Beschäftigen unterrichtet und unter Zustimmung des betroffenen Mitarbeiters einbezogen.  
Im Rahmen eines Fallgesprächs werden Möglichkeiten gesucht, die Gesundheit des Mitarbeiters zu erhalten bzw. 
wiederherzustellen. Jeder Vorschlag der Beteiligten zur Maßnahmengestaltung wird ergebnisoffen diskutiert. 

5)	 Wann wird der Arbeitgeber aktiv?
Der Arbeitgeber muss spätestens dann aktiv werden, wenn ein Beschäftigter innerhalb der vorausgegangenen 
zwölf Monate Fehlzeiten von 6 Wochen oder mehr aufweist. BEM ist kein Krankenrückkehrgespräch. Insofern 
kann bereits während der Phase der Arbeitsunfähigkeit der Kontakt zum betroffenen Mitarbeiter gesucht 
werden.
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6)	 Besteht für den Mitarbeiter die Pflicht zur Teilnahme am BEM?
Eine zentrale Rolle von BEM spielt die Freiwilligkeit der Teilnahme des Betroffenen. Dieser kann die Teilnahme 
jederzeit verweigern und Maßnahmen abbrechen. Ohne die Zustimmung des Mitarbeiters kann also kein BEM 
durchgeführt werden. Die Ablehnung eines BEM hat keine unmittelbaren Folgen und muss auch nicht be
gründet werden. Mittelbar kann diese Entscheidung jedoch Folgen haben. Hat der Arbeitgeber dem betroffe-
nen Mitarbeiter die Durchführung eines BEM angeboten, welches dieser abgelehnt hat, kann er sich bei 
möglichen arbeitsrechtlichen Auseinandersetzungen nicht darauf berufen, dass kein BEM durchgeführt oder 
eine leidens- oder behindertengerechte Anpassung des Arbeitsplatzes nicht versucht wurde. 

7)	 Was ist die gesetzliche Grundlage?
Die Grundlage ist § 167, Abs. 2 SGB IX:  

»Sind Beschäftigte innerhalb eines Jahres länger als sechs Wochen ununterbrochen oder wiederholt arbeits
unfähig, klärt der Arbeitgeber mit der zuständigen Interessenvertretung im Sinne des § 176 SGB IX, bei 
schwerbehinderten Menschen außerdem mit der Schwerbehindertenvertretung, mit Zustimmung und Beteili-
gung der betroffenen Person die Möglichkeiten, wie die Arbeitsunfähigkeit möglichst überwunden werden und 
mit welchen Leistungen oder Hilfen erneuter Arbeitsunfähigkeit vorgebeugt und der Arbeitsplatz erhalten 
werden kann (betriebliches Eingliederungsmanagement). […]«

Der Paragraph bezieht sich auf alle Beschäftigten, nicht nur auf schwerbehinderte und gleichgestellte 
behinderte Beschäftigte. Das Gesetz umfasst ebenfalls Aushilfen und Teilzeitbeschäftigte. 

8) Worauf muss beim Datenschutz geachtet werden?
Für BEM gibt es besondere Datenschutzbedingungen. Die Daten, die im BEM erhoben werden, sind zweck
gebunden. Das heißt sie dürfen nur für dieses Verfahren genutzt werden. 

Die Erhebung und Verwendung von besonderen personenbezogenen Daten ist nur mit der Einwilligung  
des Beschäftigten möglich. Daten, die im Rahmen des BEM erhoben und verwendet werden, dürfen nur nach 
vorheriger Zustimmung (Einwilligung) des betroffenen Mitarbeiters an Dritte weitergegeben werden  
(z. B. an Rehabilitationsträger).

Es ist eine gesonderte BEM-Akte für den betroffenen Mitarbeiter anzulegen, in die nur Beteiligte des 
BEM-Verfahrens Einblick haben. Diese ist getrennt von der Personalakte aufzubewahren. In die Personalakte 
darf nur der Eintrag, dass die Durchführung eines BEM angeboten wurde, ob die betroffene Person am BEM 
teilnimmt oder dies ablehnt und welche Maßnahmen zur Überwindung oder Vorbeugung von Arbeits
unfähigkeit angeboten und umgesetzt werden (sog. Verfahrensdaten).

Schriftliche Angaben zu Krankheitsdiagnosen sind nicht zwingend anzugeben und werden nicht in die 
Personalakte übernommen. Die mit der Durchführung des BEM betrauten Personen wurden oder werden vor 
Beginn auf die Vertraulichkeit verpflichtet.

9) Welche personenbezogenen Daten werden erhoben?
Im BEM Gespräch, bei der darauffolgenden Planung und Durchführung von Eingliederungsmaßnahmen im 
Rahmen eines individuellen Maßnahmenplans sowie bei der anschließenden Umsetzung der Maßnahmen 
werden vom Arbeitgeber die nachfolgend genannten personenbezogenen Daten erhoben und verwendet:

■■ Personaldaten, insbesondere: Namen, Geburtsdatum, Beschäftigungsdauer, Schwerbehinderung/ 
Gleichstellung, Familienstand etc.

■■ Daten zu Fehlzeiten, insbesondere: Anzahl und Verteilung der Arbeitsunfähigkeitstage in den letzten  
12 Monaten und in vorangegangenen Zeiträumen, Arbeitsunfälle

■■ Gesundheitsdaten, insbesondere bestehende Leistungspotenziale, gesundheits- oder schwerbehinderungs
bedingte Leistungseinschränkungen, Gesundheitsstand, Kuren, Heilbehandlungen, Diagnosen, Krankheits
ursachen, ärztliche Atteste

■■ Tätigkeitsdaten, insbesondere ausgeübte Tätigkeit, Arbeitsplatz- und Tätigkeitsanalysen, Gefährungs
beurteilungen, Arbeitsschutzdaten, berufliche Qualifizierung

■■ Ablaufdaten, insbesondere Verläufe und Ergebnisse von BEM-Verfahren, von Arbeitsversuchen und von 
Maßnahmen zur stufenweisen Wiedereingliederung sowie sonstiger arbeitsplatzbezogener Maßnahmen, 
innerbetriebliche Umsetzung, Anpassungen des Arbeitsplatzes oder der Arbeitsbedingungen.

Im übrigen wird auf die Regelungen zum personenbezogenen Datenschutz der DSGVO verwiesen.

10) Wann ist das BEM beendet?
Sobald:

■■ der Beschäftigte das Verfahren ablehnt;
■■ der Beschäftigte den Antwortbogen nach wiederholtem Anschreiben und entsprechendem Hinweis  
nicht zurückschickt;

■■ der Beschäftigte die Durchführung nicht mehr wünscht;
■■ das Verfahren erfolgreich durchgeführt wurde und der Beschäftigte wieder im Betrieb eingegliedert ist;
■■ im Laufe des BEM festgestellt wird, dass die Arbeitsunfähigkeit zur Zeit nicht mit Maßnahmen der  
medizinischen Rehabilitation, Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben oder sonstigen Maßnahmen am 
Arbeitsplatz oder im Betrieb behoben werden kann. 
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Sofern Sie dies wünschen, können an einem ersten Gespräch auch weitere Gesprächspartner teilnehmen  
(z. B.: eine Vertrauensperson Ihrer eigenen Wahl, Mitglied des Betriebsrates, der Mitarbeitervertretung/Mitglied 
der Schwerbehindertenvertretung/Vertreter des Integrationsamtes). Bitte teilen Sie im beigefügten Antwort
bogen mit, welche Personen wir bei der Planung des BEM-Gespräches berücksichtigen sollen. 

Bitte teilen Sie uns Ihre Entscheidung mit beigefügtem Antwortbogen mit und schicken Sie diesen  
zusammen mit der datenschutzrechtlichen Einwilligungserklärung bitte bis zum                                ausgefüllt 
und unterzeichnet vertraulich z. Hd. Vorname Name, Personalabteilung. Sollten Sie sich für ein BEM  
entscheiden, senden wir Ihnen in den nächsten Tagen eine Einladung zu einem Erstgespräch zu. 

Bei Rückfragen stehe ich Ihnen jederzeit zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen

Name des Unternehmensvertreters 

Anlagen:	 Informationsflyer
	 Antwortbogen
	 Datenschutzrechtliche Einwilligungserklärung

ARBEITSHILFE 2: EINLADUNGSSCHREIBEN AN BESCHÄFTIGTEN

Unternehmen XY
Name der Ansprechperson
Straße und Hausnummer
PLZ und Ort

Name des Beschäftigten 
Straße und Hausnummer
PLZ und Ort

� Ort, Datum

Einladung zu einem Informationsgespräch zum Betrieblichen Eingliederungsmanagement 

Sehr geehrte Frau …/Sehr geehrter Herr ...,

wir melden uns heute bei Ihnen, da Sie in den vergangenen 12 Monaten insgesamt länger als sechs Wochen 
arbeitsunfähig waren. Somit gehören Sie nach § 167 Abs. 2 SGB IX zu dem berechtigten Personenkreis, für den 
der Gesetzgeber eine besondere Fürsorgepflicht des Arbeitgebers vorgesehen hat. Dies verpflichtet uns als Ihren 
Arbeitgeber dazu, Ihnen ein Betriebliches Eingliederungsmanagement anzubieten. Daher möchten wir Sie gern 
zu einem Gespräch einladen, bei dem wir Sie umfassend über das Betriebliche Eingliederungsmanagement 
(BEM) informieren. 

Ziele des BEM sind:

■■ Gemeinsam Lösungen zu finden, wie Ihre Arbeitsunfähigkeit überwunden werden kann;
■■ Gemeinsam Vorschläge zu entwickeln für mögliche Leistungen und Hilfen, um einer erneuten  
Arbeitsunfähigkeit vorzubeugen;

■■ Vorschläge zu generieren, wie wir Sie während Ihrer täglichen Arbeit unterstützen können;
■■ Ihren Arbeitsplatz ggf. an veränderte Anforderungen anzupassen und somit Ihre Arbeitsfähigkeit  
zu unterstützen. 

Mit Ihnen gemeinsam möchten wir überlegen, welche Maßnahmen notwendig sind, damit Sie wieder an  
Ihren Arbeitsplatz zurückkommen können und Ihre Arbeitsfähigkeit gestärkt wird.

Die Teilnahme am BEM ist freiwillig und ergebnisoffen. Sie können jederzeit gern eigene Vorschläge in das 
Verfahren einbringen. Die Teilnahme bedarf generell Ihrer Zustimmung und kann jederzeit widerrufen werden. 
Selbstverständlich unterliegen alle Gespräche und Gesprächsinhalte der Vertraulichkeit. Sie können für das 
BEM Verfahren eine Vertrauensperson ihrer Wahl hinzuziehen.

Zum Zwecke des BEM werden auch personenbezogene Daten erhoben und verwendet, allerdings nur solche 
Daten, deren Kenntnis erforderlich ist, um ein zielführendes, der Genesung und Gesunderhaltung dienendes 
BEM durchführen zu können. Alle personenbezogenen Daten unterliegen der Vertraulichkeit und werden nicht 
für andere Zwecke verwendet.

Damit Sie sich ein eigenes Bild über das BEM machen können, fügen wir als Anlage zu diesem Schreiben 
einen Informationsflyer bei. Bitte lesen Sie diesen sorgfältig durch. 
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ARBEITSHILFE 4: Checkliste für den Arbeitgeber(-vertreter)  
zur Vorbereitung auf das Erstgespräch

Diese Checkliste dient zur Vorbereitung auf ein BEM-Verfahren. 

Beschäftigter (Nachname, Vorname): 

Personalnummer: 

Datum: 

Ja Nein Einzuleitende Maßnahmen:

Ist der Beschäftigte wiederholt oder länger krank 
(gesetzliche Pflicht: 42 Arbeitsunfähigkeitstage  
bzw. 6 Kalenderwochen in den vorausgegangenen 
12 Monaten)?

Hat der Beschäftigte von sich aus gesundheitliche 
Schwierigkeiten geäußert?

Erkennt der Vorgesetzte Anzeichen von Über
forderung, wie z. B. unbefriedigende Arbeitsqualität 
oder -quantität?

Bekommt der Vorgesetzte Feedback von Kollegen, 
das auf gesundheitliche Beschwerden des Beschäf-
tigten hindeutet?

Besteht die Vermutung einer Suchterkrankung  
(hier ist professionelle, externe Hilfe erforderlich,  
da nur selten Freiwilligkeit des Beschäftigten für 
konstruktives Handeln besteht!)?

Existiert diesbezüglich eine betriebsärztliche  
Stellungnahme zu dem Beschäftigten?

Besteht ein Zusammenhang zwischen einer  
Erkrankung des Beschäftigten und der beruflichen 
Tätigkeit oder dem Arbeitsplatz?

Wird der Beschäftigte langfristig in seiner  
Arbeitsfähigkeit eingeschränkt sein?

Müssen Maßnahmen zur Umgestaltung des  
Arbeitsplatzes vorgenommen werden?

Liegt eine Schwerbehinderung vor? Wenn ja: Steht 
diese in Zusammenhang mit der Arbeitsunfähigkeit?

ARBEITSHILFE 3: ANTWORTSCHREIBEN DES MITARBEITERS

Name des Beschäftigten
Straße und Hausnummer
PLZ und Ort

Unternehmen XY
Name der Ansprechperson 
Straße und Hausnummer
PLZ und Ort
� Ort, Datum

Ihre Einladung zum Betrieblichen Eingliederungsmanagement  
Einwilligungserklärung/Ablehnungserklärung 

Sehr geehrte Frau …/Sehr geehrter Herr …,
Ihre Einladung zum Betrieblichen Eingliederungsmanagement habe ich erhalten.

	 Ich bin mit der Durchführung des Betrieblichen Eingliederungsmanagements einverstanden.  
Gerne möchte ich an einem Erstgespräch teilnehmen und mehr über die Möglichkeiten des  
Betrieblichen Eingliederungsmanagements erfahren.

	 Ich bin mit der Durchführung des betrieblichen Eingliederungsmanagements nicht einverstanden.  
Mir ist bekannt, dass ich mich im Falle einer Kündigung des Arbeitsverhältnisses nicht auf ein nicht 
durchgeführtes betriebliches Eingliederungsmanagement nach § 167, Abs. 2 SGB IX berufen kann.

Die unterzeichnete datenschutzrechtliche Einwilligungseinklärung liegt diesem Antwortschreiben bei. 

Ort, Datum	 Unterschrift

Sofern Sie mit der Durchführung des betrieblichen Eingliederungsmanagements einverstanden sind,  
können Sie hier weitere Personen angeben, die an Ihrem Erstgespräch teilnehmen sollen.
Folgende Personen sollen neben der o. g. Ansprechperson zum Gespräch hinzugezogen werden:

 Mitglied des Betriebsrates; Name

 Mitglied der Schwerbehindertenvertretung

 Vertrauensperson, Name                                                                                                                                     

Mit freundlichen Grüßen

Name des Mitarbeiters 

Bitte senden Sie diesen Antwortbogen bis zum                                ausgefüllt und unterzeichnet an o. g.  
Ansprechperson zurück.
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ARBEITSHILFE 6: Datenschutzrechtliche Einwilligungserklärung 

Einwilligungserklärung über den Schutz persönlicher Daten im Rahmen des betrieblichen  
Eingliederungsmanagements (BEM) nach § 167 SGB IX

Zwischen dem Beschäftigten

Name, Vorname: 

Personalnummer: 

Vorgesetzte/r:

und dem Unternehmen: 

vertreten durch Ansprechperson:

wird zum Schutz persönlicher Daten Folgendes vereinbart:

■■ Dem Beschäftigten ist die Freiwilligkeit der Teilnahme am BEM bekannt. Er kann der Teilnahme  
jederzeit widersprechen.

■■ Der Beschäftigte wurde über die Ziele und das Verfahren des BEM umfassend informiert. 
■■ Er weiß über die Freiwilligkeit seiner Angaben, die Datenspeicherung und -nutzung Bescheid.  
Der Beschäftigte ist darüber informiert, dass von der Ansprechperson keine Daten an den Arbeitgeber 
weitergeleitet werden dürfen. Alle Ausnahmen werden gesondert festgehalten. 

■■ Datenschutzrechtliche Bestimmungen werden zu jeder Zeit eingehalten und alle sonstigen  
Schweigepflichten (z. B. ärztliche Schweigepflicht) werden bei der Durchführung des BEM beachtet. 

■■ Die Daten werden nur an die Stellen weitergegeben, denen der Beschäftigte zugestimmt hat. 

Gemäß Art. 7 Abs. 3 DSGVO i. V. m. § 26 Abs. 2 BDSG ist die datenschutzrechtliche Einwilligungserklärung 
jederzeit — ohne Angabe von Gründen — widerruflich. 

Für den Fall eines Widerrufs weisen wir Sie darauf hin, dass die Verarbeitung — soweit sie auf eine gesetzliche 
Ermächtigungsgrundlage gestützt werden kann (insbesondere hinsichtlich der Personal- und Verfahrensdaten 
oder der erforderlichen Gesundheitsdaten) auch im Fall einer widerrufenen Einwilligung rechtmäßig bleibt.

ARBEITSHILFE 5: Leitfaden für den Arbeitgeber(-vertreter)  
zur Vorbereitung auf das Erstgespräch 

Hinweise: 
■■ Das Gespräch sollte an einem störungsfreien Ort stattfinden.
■■ Alle Teilnehmer sollten ausreichend Zeit (ca. 1 Stunde) einplanen, damit eine vertrauensvolle und  
konstruktive Gesprächsgrundlage geschaffen wird.

■■ Denken Sie daran, dass der Beschäftigte keine Informationen über die Diagnose seiner Erkrankung  
preisgeben muss und weisen Sie ihn auch darauf hin (vgl. Seite 14).

■■ Die Teilnahme des Beschäftigten am BEM ist freiwillig und kann jederzeit zurückgezogen werden.
■■ Behalten Sie Ihre Handlungsmöglichkeiten und die verfügbaren Ressourcen Ihres Unternehmens im  
Hinterkopf, sodass realistische Lösungsansätze entwickelt werden können.

■■ Alle Ergebnisse sollten schriftlich protokolliert und von den Teilnehmenden unterschrieben werden. 

Unterlagen:
■■ Datenschutzrechtliche Einwilligungserklärung (s. Arbeitshilfe 6, Seite 45)
■■ Checkliste für den Beschäftigten zur Vorbereitung auf das Fallgespräch (s. Arbeitshilfe 7, Seite 47)
■■ Maßnahmenplan zur Entwicklung, Durchführung und Bewertung von Maßnahmen (s. Arbeitshilfe 9, Seite 50)

Ziele:
■■ Den Beschäftigten umfassend über das BEM informieren.
■■ Bereitschaft des Beschäftigten zur Teilnahme am BEM ermitteln.
■■ Gesundheitliche Einschränkungen, die den Arbeitsplatz betreffen, identifizieren.
■■ Feststellen, ob die Erkrankung im Zusammenhang mit dem Arbeitsplatz steht.
■■ Ggf. gemeinsam mit dem Beschäftigten erste Lösungsansätze/Maßnahmen entwickeln oder auch erst im 
Fallgespräch.

Vorgehen:
1)	 Protokollieren Sie das Gespräch oder bestimmen Sie einen Protokollführer.
2)	 Erläutern Sie die Ziele des Gesprächs.
3)	 Informieren Sie ausführlich über BEM und weisen Sie den Beschäftigten auf seinen Nutzen hin.  
4)	 Klären Sie die Bereitschaft des Beschäftigten zur Teilnahme am BEM.
5)	 Weisen Sie den Beschäftigten darauf hin, dass er keine Angaben zur ärztlichen Diagnose machen muss.
6)	 Klären Sie offene Fragen. 
7)	 Dokumentieren Sie genannte Einschränkungen bei der Ausführung der Tätigkeit des Beschäftigten.
8)	 Stellen Sie fest, ob die Erkrankung in Zusammenhang mit dem Arbeitsplatz steht.
9)	 Falls offensichtlicher Handlungsbedarf vom Beschäftigten nicht erkannt wird:  

Verdeutlichen Sie ggf. Handlungsnotwendigkeiten und verweisen Sie auf die Pflicht zur adäquaten Leis-
tungserbringung. 

10)	Erörtern Sie ggf. gemeinsam mit dem Beschäftigten mögliche Lösungsansätze/Maßnahmen in Hinblick auf 
folgende Punkte und halten Sie diese schriftlich fest. 
Ansatzpunkte für Lösungsansätze/Maßnahmen:

■■ technisch: z. B. technische Veränderungen am Arbeitsplatz oder Anschaffung von technischen Arbeitshilfen
■■ organisatorisch: z. B. Veränderung von Arbeitszeiten oder stufenweise Wiedereingliederung (§ 74 SBG V)
■■ personenbezogen: z. B. medizinische und berufliche Rehabilitation

11)	Vereinbaren Sie weitere Schritte (z. B. Termin zum Fallgespräch, ärztliche Rücksprache). 
12)	Geben Sie dem Beschäftigten die »Checkliste für den Beschäftigten zur Vorbereitung auf das Fallgespräch« 

(s. Arbeitshilfe 7, Seite 47) mit. 
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ARBEITSHILFE 7: Checkliste für den Beschäftigten zur Vorbereitung  
auf das Fallgespräch

Folgende Fragen sollen Ihnen zur Vorbereitung auf das Fallgespräch bzw. auf die Maßnahmenentwicklung 
dienen:

■■ Was kann ich tun, damit sich mein Gesundheitszustand verbessert und meine Arbeitsfähigkeit wieder  
hergestellt wird?

■■ Welche Faktoren meines Arbeitsplatzes könnten meinen Gesundheitszustand beeinträchtigen? 

■■ Wie lässt sich mein Arbeitsplatz umgestalten, damit ich dort wieder eingesetzt werden kann?

■■ Welche Anpassungen meiner Tätigkeitsinhalte sind erforderlich?

Die Personalakte enthält alle Verfahrensdaten, insbesondere die im Rahmen des BEM anfallen: 

■■ Kopie des Erstschreibens/Vermerk über Art der Kontaktaufnahme
■■ Zustimmung zu/Ablehnung der Teilnahme am BEM durch den Beschäftigten 
■■ Kopie der Datenschutzerklärung
■■ Abschlussvermerk

Alle Daten, die im Rahmen der Durchführung von BEM anfallen, werden in einer gesonderten BEM-Akte 
aufbewahrt und nicht mit der Personalakte zusammengeführt. 

Mir ist bekannt, dass ich diese Einwilligung jederzeit widerrufen kann.

Ort, Datum	 Unterschrift Ansprechperson

Ort, Datum	 Unterschrift Beschäftigter

Anlagen: 
■■ Informationsflyer zum betrieblichen Eingliederungsmanagement

*)	Unzutreffendes bitte streichen. Hinzuziehen der Schwerbehindertenvertretung nur bei schwerbehinderten und  
	 diesen gleichgestellten Menschen.
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ARBEITSHILFE 8: Leitfaden für den Arbeitgeber(-vertreter) zur Vorbereitung 
auf das Fallgespräch

Hinweise:
■■ Es sollen alle Beteiligten am Gespräch teilnehmen (betroffener Beschäftigter, Arbeitgebervertreter, eventuell 
direkter Vorgesetzter, soweit vom Betroffenen gewünscht Interessenvertretung, ggf. Schwerbehindertenver-
tretung und weitere vom Beschäftigten erwünschte Personen wie eine Vertrauensperson des Betroffenen).

■■ Im Einzelfall kann es sinnvoll sein, auch den Betriebsarzt einzuladen, damit dieser — gegebenenfalls nach 
Einholung weiterer Informationen bei vorheriger Entbindung von der Schweigepflicht — die übrigen Beteilig-
ten über Auswirkungen der Erkrankung am Arbeitsplatz (nicht über die Erkrankung selbst) informieren kann. 

■■ Von allen Beteiligten eingebrachte Vorschläge müssen sachlich auf ihre Umsetzbarkeit diskutiert werden.  
Die Beteiligten dürfen sich Möglichkeiten zur Änderung oder Anpassung, die in Betracht kommen, in keinem 
Fall verschließen.

■■ Es sollte eine offene, vertrauensvolle und ehrliche Gesprächsatmosphäre geschaffen werden.

Unterlagen:
■■ ggf. Protokoll vom Erstgespräch (Informationsgespräch)
■■ sofern im Erstgespräch ausgefüllt: Maßnahmenplan zur Entwicklung, Durchführung und Bewertung von 
Maßnahmen (s. Arbeitshilfe 9, Seite 50)

Ziele des Fallgesprächs:
■■ Die ggf. im Erstgespräch gesammelten Lösungsansätze gemeinsam bewerten bzw. im Fallgespräch mit allen 
Teilnehmern Lösungsansätze entwickeln.

■■ Entsprechende Maßnahmen entwickeln und weitere Schritte planen.
■■ Adäquate Tätigkeit formulieren, die dem Gesundheitszustand des Beschäftigten angemessen ist.
■■ Verantwortlichkeiten für evtl. vorzunehmende Veränderungen klären.
■■ Feststellen, ob Bedarf an Unterstützung durch externe Partner besteht.

Vorgehen:
1)	 Protokollieren Sie das Gespräch oder bestimmen Sie einen Protokollführer.
2)	 Erläutern Sie die Ziele des Gesprächs. 
3)	 Weisen Sie die Gesprächsteilnehmer auf ihre Vertraulichkeit hin.
4)	 Klären Sie offene Fragen. 
5)	 Hören Sie aktiv Vorschläge des Beschäftigten und der weiteren Gesprächsteilnehmer an.
6)	 Halten Sie vereinbarte Maßnahmen schriftlich im Maßnahmenplan zur Entwicklung, Durchführung und 

Bewertung von Maßnahmen (s. Arbeitshilfe 9, Seite 50) fest.
7)	 Überprüfen Sie, ob Qualifizierungsbedarf besteht.
8)	 Besteht die Notwendigkeit der Unterstützung durch externe Partner, vereinbaren Sie das weitere Vorgehen 

und halten Sie dies fest. 
9)	 Benennen Sie Verantwortlichkeiten für weitere Schritte. 
10)	Klären Sie abschließende Fragen. 
11)	 Leiten Sie das Protokoll an alle Beteiligten weiter. 

■■ Welche weiteren Vorschläge möchte ich einbringen?

■■ Wie begründe ich meine Vorschläge?

■■ Welchen Nutzen hat das Unternehmen von meinen Vorschlägen?

■■ Welche Zugeständnisse bin ich bereit zu machen?

■■ Was möchte ich am Ende des Gesprächs auf jeden Fall erreicht haben?

Auch Vorschläge der anderen Gesprächsteilnehmer können hilfreich sein.
Seien Sie also offen gegenüber Alternativen!
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ARBEITSHILFE 9: Maßnahmenplan zur Entwicklung, Durchführung  
und Bewertung von Maßnahmen 

Beschäftigter (Name, Vorname): 

In Anlehnung an: Hetzel C, Flach T, Mozdzanowski M (2010) Mitarbeiter krank — was tun!? Praxishilfen zur Umsetzung des betrieblichen Eingliederungsmanagements in 
kleinen und mittleren Unternehmen. 2., ergänzte Auflage. Universum Verlag GmbH/Gentner Verlag, Wiesbaden/Stuttgart, S 103

Ansatz­
punkte

Handlungs­
möglichkeiten Beispiele Konkrete Lösungs­

ansätze/Maßnahmen Ziel Verantwortliche Hinzuziehen  
externer Partner Termin Verlauf

Ergebnis:  
Maßnahme  
erfolgreich?

Weiterer Handlungsbedarf nach 
Maßnahmenabschluss

te
ch

ni
sc

h

technische Veränderun-
gen am Arbeitsplatz

Arbeitsmittel,  
Bedienteile

Anschaffung von tech
nischen Arbeitshilfen

Hilfsmittel zur  
Lastenbewegung

Veränderung der  
Arbeitsumgebung

Beleuchtung,  
Lärmquellen

o
rg

an
is

at
o

ri
sc

h

Veränderung der  
Arbeitszeit und  
Pausenregelung

häufigere Kurzpausen 
einplanen

Veränderung von  
Leistungsvorgaben

Stückzahl reduzieren

stufenweise Wiederein-
gliederung (unter ärzt
licher Überwachung)  
(§ 74 SGB V)

stufenweise Erhöhung 
der Arbeitszeit

Veränderung  
der Tätigkeit

schwere körperliche Tä-
tigkeiten reduzieren und 
dafür Sonderaufgaben  
hinzunehmen (z. B. Ein-
arbeitung von Kollegen)

pe
rs

o
ne

nb
ez

o
ge

n

Erweiterung der  
Fähigkeiten für andere  
Einsatzgebiete

Qualifikation/ 
Weiterbildung

medizinische und beruf-
liche Rehabilitation  
(ggf. externe Unterstüt-
zung heranziehen)

Beantragung einer Kur
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ARBEITSHILFE 10: Datenblatt zum Abschluss des BEM  
(für Personalakte geeignet)

Name

Vorname

Personalnummer

Vorgesetzte/r

Position

Arbeitsumfang  Vollzeit	  Teilzeit, Wochenstunden: _______________

Tätigkeiten

Schwerbehinderung?

Gleichstellung?

 Ja	  Nein

 Ja	  Nein

Fehlzeiten

Datum Erstkontakt: 

Art der Kontaktaufnahme: 

Einwilligung zur Teilnahme am Erstgespräch?	  Ja	  Nein

Datum Erstgespräch: 

Einverständnis zur Teilnahme am BEM?	  Ja	  Nein

Datenschutzerklärung vorliegend?	  Ja	  Nein

Schweigepflichtentbindung vorliegend?	  Ja	  Nein

Datum Fallgespräch: 

Abschlussvermerk:
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